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der Mitgliedstaaten 

durch eigene Mittel der Gemeinschaften 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Schaffung einer eigenen Finanzverfassung für die Europä- 
ischen Gemeinschaften* Zurverfügungstellung einer bestimmten 
Finanzmasse, die einerseits begrenzt ist, andererseits aber in 
diesen Grenzen wächst. 


B. Lösung 

Übertragung der Zölle und Abschöpfungen auf die Einfuhren 
aus dritten Ländern, die ohnehin nach Beseitigung der Binnen- 
grenzen auf die Dauer den einzelnen Mitgliedstaaten volks- 
wirtschaftlich nicht zugerechnet werden können; außerdem 
die Zurverfügungstellung eines Teils des Umsatzsteuer-Auf- 
kommens. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Nicht vorauszuschätzen. 
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Bonn, den 1. Juni 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Beschluß des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
21. April 1970 über die Ersetzung der Finanz- 
beiträge der Mitgliedstaaten durch eigene 
Mittel der Gemeinschaften 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der deutsche, französische, italienische und niederländische 
Wortlaut des Beschlusses sowie eine Denkschrift zum Beschluß 
sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Vorlage ist dem Herrn Präsidenten des Bimdesrates am 
11. Mai 1970 als besonders eilbedürftig zugeleitet worden. Die 
Stellungnahme des Bundesrates wird unverzüglich nachgereicht 
werden. 

Der Beschluß des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
21. April 1970 ist von großer Bedeutung für die Verhandlungen 
zur Erweiterung der Europäischen Gemeinschaften. Eine mög- 
lichst schleunige Ratifizierung ist angezeigt. 


Brandt 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

53 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 3551 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Besdiluß des Rates der Europäisdien Gemeinschaften 

vom 21. April 1970 

über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 


durch eigene Mittel 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem Beschluß des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften vom 21. April 1970 über die Ersetzung 
der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene 
Mittel der Gemeinschaften und den dazu im Proto- 
koll der Ratstagung vom 21. April 1970 abgegebe- 
nen Erklärungen wird zugestimmt. Der Beschluß und 
die zu diesem Beschluß im Protokoll der Ratstagung 
vom 21. April 1970 in Brüssel abgegebenen Erklä- 
rungen werden nachstehend veröffentlicht. 


der Gemeinschaften 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft, 

(2) Der Tag, an dem der Beschluß nach Artikel 7 
Abs. 3 und die Erklärungen des Rates der Europä- 
ischen Gemeinschaften vom 21. April 1970 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft treten, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Beschluß des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften vom 21. April 1970 stützt sich auf Arti- 
kel 201 EWG- Vertrag und Artikel 173 Euratom- 
Vertrag. Hiernach legt der Rat die Bestimmungen 
über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitglied- 
staaten durch eigene Mittel der Gemeinschaften fest 
und empfiehlt sie den Mitgliedstaaten zur An- 
nahme gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vor- 
schriften. 

Der Beschluß des Rates vom 21. April 1970 und die 
ergänzenden Erklärungen bedürfen nach Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung 
der für die Bundesgesetzgebung zuständigen Kör- 
perschaften in Form eines Bundesgesetzes, da sie 
sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung be- 
ziehen. 

Im Hinblick auf Artikel 106 des Grundgesetzes ist 
die Zustimmung des Bundesrates erforderlich. 

Zu Artikel 2 

Der Beschluß und die Erklärungen sollen auch auf 
das Land Berlin Anwendung finden; das Gesetz ent- 
hält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikel 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 


Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Be- 
schluß und die ergänzenden Erklärungen nach sei- 
nem Artikel 7 Abs. 3 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Schlußbemerkungen 

Die Belastungen, die sich aus dem Beschluß des 
Rates vom 21. April 1970 ergeben, sind schwer vor- 
auszuschätzen. 

Einmal kann die Einnahmenseite der Europäischen 
Gemeinschaften nicht isoliert betrachtet werden, 
sondern nur im Zusammenhang mit der Ausgaben- 
seite. 

Die Entwicklung der Ausgaben der Europäischen 
Gemeinschaften aber wird ganz wesentlich von den 
künftigen Beschlüssen zur Agrarpolitik abhängen, 
insbesondere zur Beherrschung der Märkte. Ein 
höherer prozentualer Anteil an einem geringeren 
Gesamtausgabenvolumen kann im Ergebnis zu einer 
geringeren Belastung des Bundeshaushalts führen 
als ein etwas geringerer prozentualer Anteil zu 
einem wesentlich höheren Gesamtausgabenvolumen. 

Die zweite Schwierigkeit, die künftigen Belastungen 
des Bundeshaushalts präziser zu beurteilen, ergibt 
sich aus der Umstellung des bisherigen Finanzie- 
rungssystems mit Beiträgen der Mitgliedstaaten auf 
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eine Finanzierung der Europäischen Gemeinschaften 
mit eigenen Mitteln: zwei verschiedene Systeme, 
die miteinander nicht vergleichbar sind. 

Nach den verschiedenen Schlüsseln der bisherigen 
Regelungen betrug der deutsche Anteil zwischen 
28®/o und 32®/o. Für das Jahr 1969 ergab sich dabei 
für die Bundesrepublik eine tatsächliche Gesamt- 
belastung von 29,71 ®/o (= 2 830 Mio DM). 

Das künftige Finanzierungssystem sieht die schritt- 
weise Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitglied- 
staaten durch eigene Einnahmen vor. Die Einnah- 
men sind nicht mehr zweckgebunden. Für den Bun- 
deshaushalt werden ab 1971 Einnahmeminderungen 
durch die Übertragung der Abschöpftmgen, der 
schrittweisen Übertragung der Zölle und ab 1975 
auch durch die Übertragung eines Teiles des Mehr- 
wertsteueraufkommens entstehen. Diesen Einnahme- 
minderungen stehen aber Ausgabeminderungen 
durch den Abbau und späteren Fortfall des Finanz- 
beitrages der Bundesrepublik Deutschland gegen- 
über. Weitere Ausgabenminderungen entstehen im 
Einzelplan 10 durch die direkte Finanzierung der 
EWG-Marktordnungsausgaben durch den EAGFL. 

Bei dem künftigen Finanzierungssystem werden die 
Zölle und Abschöpfungen mit zunehmender Dauer 
immer weniger einem einzelnen Mitgliedstaat zu- 
gerechnet werden können. Nach Fortfall der Binnen- 
zoll- und -abschöpfungsgrenzen wird der Mitglied- 
staat, in dem die Zölle und Abschöpfungen erhoben 
werden, immer weniger mit dem Mitgliedstaat zu- 
sammenfallen, in dessen Volkswirtschaft die ein- 
geführten Waren verbraucht werden. Dies gilt ins- 
besondere für das Verhältnis zwischen den Nieder- 
landen und Belgien mit ihren geographisch bevor- 
zugten Einfuhrhäfen und der Bundesrepublik. 

Ferner ist zu erwarten, daß der jeweilige Anteil an 
Zolleinnahmen und Abschöpfungen keine Konstante 
bildet, sondern je nach der konjunkturellen Situa- 
tion in den einzelnen Mitgliedstaaten schwanken 
wird (der deutsche Anteil an Zöllen z. B. schwankte 
in den letzten Jahren zwischen 37®/o und 40®/o), 

Die nachstehenden Vorausschätzungen, die nach 
allem nur einen trendmäßigen Aussagewert besit- 


zen, gehen von Schätzungen der Kommission aus. 
Hierbei wird unterstellt, daß der sog. Mansholtplan 
nicht verwirklicht wird. 


Jahr 

Gesamtausgaben 
der Europäischen 
Gemeinschaften 

Deutsdier Anteil *) 

in •/• 

1970 

11074 Mio DM 

3 494 Mio DM 

31,55**) 

1971 

12 521 Mio DM 

3 967 Mio DM 

31,68 

1972 

13 232 Mio DM 

4 234 Mio DM 

32,00 

1973 

13 958 Mio DM 

4 511 Mio DM 

32,32 

1974 

14 531 Mio DM 

4 743 Mio DM 

32,64 


Für die Jahre 1975 und darüber hinaus sind Schät- 
zungen z. Z. nicht möglich. Die jetzt beginnenden 
Beitrittsverhandlungen werden für das Ausgabe- 
volumen und für die Aufteilung der finanziellen 
Lasten auf die einzelnen Mitgliedstaaten der er- 
weiterten Gemeinschaften neue Daten setzen, die 
noch nicht zu übersehen sind. 

Auch fehlen Ausgabevorausschätzungen der Euro- 
päischen Kommission für diese Jahre. 

Bis 1977 sind Korrektive in Form von Anpassungs- 
klauseln vorgesehen: In den Jahren 1975 — 1977 darf 
nach Artikel 4 Abs, 1 des Beschlusses des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften vom 21. April 1970 die 
Belastung eines Mitgliedstaates nicht mehr als zwei 
Prozent im Vergleich zum Vorjahr ansteigen oder 
fallen. 

Eine Realisierung der Vollfinanzierung der Euro- 
päischen Gemeinschaften ab 1978 ohne Korrektiv 
allein auf der Basis ökonomischer Daten wie Zölle, 
Abschöpfungen und einem bestimmten Anteil an der 
Mehrwertsteuerbemessungsgrundlage kann nur im 
Zusammenhang mit einem entsprechenden institutio- 
neilen und politischen Ausbau der Europäischen 
Gemeinschaften gesehen werden. 


*) Nutzen der BRD aus dem Agrarfonds, dem Sozialfonds und aus 
dem Euratom-Forsdiungs- und Investitionsprogramm nictit berück- 
sichtigt. 

•♦) Die für das Jahr 1970 eingesetzten Zahlen umfassen über die 
Referenz für 1970 « 31,37 hinaus alle Sonderprogramme (Son- 
derabteilung Landwirtschaft und Forschungs- und Investitions- 
programme). Außerdem wurde für die Abteilung CSarantie ein 
Schlüssel von 31,7®/* zugrunde gelegt, 
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Beschluß 

vom 21. April 1970 

über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
durch eigene Mittel der Gemeinschaften 

Decision 
du 21 avril 1970 

relative au remplacement des contributions financieres des Etats membres 
par des ressources propres aux Communautes 


Decisione 
del 21 aprile 1970 

relativa alla sostituzione dei contributi finanziari degli Stati membri 
con risorse proprie delle Communitä 


Besluit 

van 21 april 1970 

betreffende de vervanging van de financiele bijdragen van de Lid-Staten 
door eigen middelen van de Gemeenschappen 
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Beschluß vom 21. April 1970 

über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
durch eigene Mittel der Gemeinschaften 

Decision du 21 avril 1970 

relative au remplacement des contributions financieres des Etats membres 
par des ressources propres aux Communautes 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAF- 
TEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päisdien Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf Arti- 
kel 201, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atpmgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 173, 
auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,- 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die vollständige Ersetzung der Finanzbeiträge der Mit- 
gliedstaaten durch eigene Mittel der Gemeinschaften läßt 
sich nur schrittweise erreichen. 

Nach Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung Nr. 25 über 
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik sollen in 
der Endphase des Gemeinsaihen Marktes die Einnahmen 
aus den Agrarabschöpfungen der Gemeinschaft zufließen 
und für gemeinschaftliche Ausgaben verwendet werden. 

In Artikel 201 des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft werden als eigene Mit- 
tel, welche die Finanzbeiträge der Staaten ersetzen kön- 
nen, ausdrücklich die Hinnahmen aus dem Gemeinsamen 
Zolltarif nach dessen endgültiger Einführung genannt. 


Die Auswirkungen, die sich durch die Übertragung der 
Einnahmen aus den Zöllen an die Gemeinschaften für die 
Haushaltspläne der Mitgliedstaaten ergeben, sind zu mil- 
dern; es ist eine Regelung vorzusehen, durch die sich 
die vollständige Übertragung innerhalb einer bestimmten 
Frist schrittweise erreichen läßt. 

Die Einnahmen aus den Agrar ab Schöpfungen und den 
Zöllen reichen nicht zum Ausgleich des Haushalts der 
Gemeinschaften aus; den Gemeinschaften sind daher 
außerdem Steuereinnahmen zuzu weisen; besonders ge- 
eignet sind die Einnahmen, die sich aus der Anwendung 
eines einheitlichen Satzes auf die für die Mitgliedstaaten 
einheitlich festgelegte steuerpflichtige Bemessungsgrund- 
lage für die Mehrwertsteuer ergeben — 


HAT FOLGENDE BESTIMMUNGEN FESTGELEGT, DIE 
ER DEN MITGLIEDSTAATEN ZUR ANNAHME EMP- 
FIEHLT: 

Artikel 1 

Den Gemeinschaften werden zum Ausgleich ihres Haus- 
haltes nach Maßgabe der folgenden Artikel eigene Mittel 
zugewiesen. 


LE CONSEIL DES COMMUNAUTES EUROPEENNES, 

vu le traite instituant la Communaute economique eu- 
ropeenne, et notamment son article 201, 

vu le traite instituant la Communaute europeenne de 
l’energie atomique, et notamment son article 173, 

vu la proposition de la Commission, 

vu Ta vis de TAssemblöe, 

vu Tavis du Comitö economique et social, 

considörant que le remplacement integral des contribu- 
tions financiöres des Etats membres par des ressources 
propres aux Communautes ne peut etre realise qüe pro- 
gressivement; 

considörant que 1' article 2 paragraphe 1 du regiement 
no 25 relatif au financement de la politic[ue agricole com- 
mune stipule, pour le stade du marche unique, l'attribu- 
tion ä la Communaute et Taffectation ä des depenses 
communautaires des recettes provenant des prelevements 
agricoles; 

considerant que l’article 201 du traite instituant la 
Communaute economique europeenne vise explicitement, 
parmi les ressources propres susceptibles de remplacer 
les contributions financieres des Etats membres, les recet- 
tes provenant du tarif douanier commun lorsque celui-ci 
aura ete definitivement mis en place,- 

considerant qu'il convient d'attenuer les effets sur les 
budgets des Etats membres du transfert aux Communau- 
tes des recettes provenant des droits de douane,- qu'il 
convient de prevoir un regime permettant d'arriver pro- 
gressivement et dans un dälai determinö au transfert 
total; 

considärant que les recettes provenant des preleve- 
ments agricoles et des droits de douane ne suffisent pas ä 
assurer l'equilibre du budget des Communautes; qu'il 
convient des lors d’attribuer en outre aux Communautes 
des recettes fiscales dont les plus appropriees sont celles 
provenant de l’application d’un taux unique ä l’assiette 
de la taxe ä la valeur ajoutäe determinäe d’une maniere 
uniforme pour les Etats membres. 


A arrete les presentes dispositions dont IL 

RECOMMANDE L' ADOPTION PAR LES ETATS MEM- 
BRES: 

Article premier 

Les ressources propres sont attribuees aux Communau- 
tes en vue d’assurer Tequilibre de leur budget selon les 
modalites fixees dans les articles ci-apräs. 
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Decisione del 21 aprile 1970 

relativa alla sostituzione dei contributi finanziari degli Stati tnembri 
con risorse proprie delle Comunitä 

Besluit van 21 april 1970 

betreffende de vervanging van de financiele bijdragen van de Lid-Staten 
door eigen middelen van de Gemeenschappen 


IL CONSIGLIO DELLE COMUNITÄ EUROPEE, 

Visto il Trattato die istituisce la Comunitä Economica 
Europea e in particolare l'articolo 201, 

Visto il Trattato che istituisce la Comunitä Europea 
(iell'Energia Atomica e in particolare l'articolo 173, 

Vista la proposta della Commissione, 

Visto il parere del Parlamente Europeo, 

Visto il parere del Comitato Economico e Sociale, 

Considerando che la sostituzione integrale dei contributi 
linanziari degli Stati membri con risorse proprie delle 
Comunitä puö essere realizzata soUanlo progressiva- 
mente; 

Considerando die l articolo 2, paragrafo 1, del Regola- 
mento n® 25 relative al finanziamento della politica agri- 
cola comune prescrive, per la fase del mercato unico, 
l'attribuzione alla Comunitä e la destinazione a spese 
comunitarie delle entrate provenienti dai prelievi agri- 
coli; 

Considerando die l articolo 201 del Trattato che istituisce 
la Comunitä Economica Europea prevede espressamente, 
tra le risorse proprie die possono sostituire i contributi 
finanziari degli Stati membri, le entrate provenienti dalla 
tariffa doganale comune dopo la definitiva instaurazione 
di quest'ultima; 

Considerando che conviene attenuare gli etfetti, sui 
bilanci degli Stati membri, del trasfeiimento alle Comunitä 
delle entrate provenienti dai dazi doganali; die e oppor- 
tune prevedere un regime che permetta di giungere pro- 
gressivamente ed entro un periodo determinato al tra- 
sferimento totale; 

Considerando che le entrate provenienti dai prelievi 
agricoli e dai dazi doganali non bastano ad assicurare 
l’equilibrio del bilancio delle Comunitä; che conviene 
quindi attribuire inoltre alle Comunitä entrate fiscali di 
cui le piü appropriate sone quelle prevenienti dall’appli- 
cazione di un tasso unico alla base imponibile delle im- 
poste sul valore aggiunto determinata in modo uniforme 
per gli Stati membri, 


HA STABILITO LE PRESENTI DISPOSIZIONI Dl CUI 
RACCOMANDA L'ADOZIONE DA PARTE DEGLI STATI 
MEMBRI: 

Articolo 1 

Alle Comunitä sono attribuite risorse proprie, secondo 
le modalitä fissate nei seguenti articoli, per assicurare 
l'equilibrio del loro bilancio. 


DE RAAD VAN DE EUROPESE GEMEENSCHAPPEN, 

gelet op het Verdrag tot opriditing van de Europese 
Economische Gemeenschap, inzonderheid op artikel 201, 

gelet op het Verdrag tot opriditing van de Europese 
Gemeensdiap voor Atoomenergie, inzonderheid op ar- 
tikel 173, 

gezien het voorstel van de Commissie, 

gezien het advies van het Europese Parlemeiit, 

gezien het advies van het Economisch en Sociaal 
Comite, 

overwegende dat de volledige vervanging van de 
financiele bijdragen der Lid-Staten door eigen middelen 
van de Gemeenschappen slechts geleidelijk kan worden 
verwezenlijkt; 

overwegende dat in artikel 2, lid 1, van Verordening 
No. 25 inzake de financiering van het gemeenschappelijk 
landbouwbeleid is bepaald dat, in het eindstadium van 
de gemeensdiappelijke markt, de ontvangsten uit de land- 
bouwheffingen ten goede körnen van de Gemeenschap en 
/ijn bestemd voor dekking van commrinautaire uitgaven: 

overwegende dat in artikel 201 van het Verdrag tot 
opriditing van de Europese Economische Gemeenschap, 
onder de eigen middelen die de financiele bijdragen der 
Lid-Slaten kunnen vervangen, uitdrukkelijk de ontvang- 
sten afkomstig uit het gemeenschappelijk douanetarief 
wanneer dit definitiet in werking zal zijn getreden, zijn 
vermeld; 

overwegende dal de gevolgen voor de begrotingen der 
Lid-Staten van de overdradit aan de Gemeensdiappsn 
van de ontvangsten uit de douaneiechten dienen re 
worden verzacht; dat het dienstig is, een regeling in te 
stellen waarbij de totale overdradit geleidelijk en binnen 
een bepaalde termijn tot stand wordt gebracht; 

overwegende dat de ontvangsten uit de landbouw- 
heffingen en douanerediten niet toereikend zijn om het 
evenwicht van de begroting der Gemeenschappen ie 
verzekeren; dat het derhalve dienstig is aan de Gemeen- 
schappen ook nog fiscale ontvangsten af te dragen en 
dat in dit opzicht de ontvangsten, verkregen door toe- 
passing van een gemeenschappelijk percentage op de 
uniform voor de Lid-Staten vastgestelde grondslag van 
de belasting op de toegevoegde waarde, het meest 
geschikt zijn, 

HEEFT DE VOLGENDE BEPALINGEN VASTGESTELD, 
WAARVAN HU DE AANNEMING DOOR DE LTD- 
STAATEN AANBEVEELT; 

Artikel 1 

Aan de Gemeenschappen worden ter verzekering van 
het evenwicht van hun begroting eigen middelen toe- 
gekend overeenkomstig de in de volgende artikelen 
vastgestelde regels. 
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Artikel 2 

Ab 1. Januar 1971 stellen nach Maßgabe des Artikels 3 
lolgende Einnahmen eigene, in den Haushalt der Gemein- 
schaften einzusetzende Mittel dar. 

a) Abschöpfungen, Prämien, Zusatz- oder Ausgleichsbe- 
träge, zusätzliche Teilbeträge und andere Abgaben auf 
den Warenverkehr mit Nichtmitgliedstaaten, die von 
den Gemeinschaftsorganen im Rahmen der gemein- 
samen Agrarpolitik eingeführt worden sind oder noch 
eingeführt werden, und Abgaben, die im Rahmen der 
gemeinsamen Marktorganisation für Zucker vorge- 
sehen sind, nachstehend „ Agrar abschöpfungen" ge- 
nannt; 

b) Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs und andere Zölle 
auf den Warenverkehr mit Nichtmitgliedstaaten, die 
von den Gemeinschaftsorganen eingeführt worden sind 
oder noch eingeführt werden, nachstehend „Zölle" ge- 
nannt. 


Eigene, in den Haushalt der Gemeinschaften einzuset- 
zende Mittel sind ferner Einnahmen aus sonstigen, gemäß 
dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft oder dem Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft im Rahmen einer gemeinsa- 
men Politik eingeführten Abgaben, sofern das Verfahren 
des Artikels 201 des Vertrags zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft oder des Artikels 173 
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomge- 
meinschaft durchgeführt worden ist. 


Artikel 3 

(1) Ab 1. Januar 1971 werden die Einnahmen aus Agrar- 
abschöpfungen in vollem Umfang in den Haushaltsplan 
der Gemeinschaften eingesetzt. 

Von diesem Zeitpunkt an werden die Einnahmen aus 
Zöllen schrittweise in den Haushaltsplan der Gemein- 
schaften eingesetzt. 

Der Betrag der Zölle, der jährlich durch jeden Mitglied- 
staat den Gemeinschaften zugewiesen wird, ist gleich dem 
Unterschied zwischen einem Bezugsbetrag und dem Be- 
trag der nach Unterabsatz 1 den Gemeinschaften zuge- 
wiesenen Agrarabschöpfungen. Ist dieser Unterschied 
negativ, so werden weder vom betreffenden Mitgliedstaat 
Zölle gezahlt noch von den Gemeinschaften Agrarabschöp- 
fungen zurückgezahlt. 

Der in Unlerabsatz 3 genannte Bezugsbetrag ist 

— im Jahre 1971 gleich 50 

— im Jahre 1972 gleich 62,5 ^ 

— im Jahre 1973 gleich 75 ^/o 

— im Jahre 1974 gleich 87,5 

— ab 1 Januar 1975 gleich 100”.u 

des Gesamtbetrags der von jedem Mitgliedstaat erhobe- 
nen Agrarabschöpfungen und Zölle. 

Die Gemeinschaften erstatten jedem Mitgliedstaat 10 
der gemäß den Unterabsätzen 1 bis 4 gezahlten Beträge 
als Erhebungskosten. 


A rt i c 1 e 2 

A partir du janvier 1971, les recettes provenant: 


a) des prelevements, primes, montants supplementaires 
ou compensatoires, montants ou elements addition- 
nels et des autres droits etablis ou ä etablir par les 
institutions des Communautes sur les echanges avec 
les pays non membres, dans le cadre de la politique 
agricole commune ainsi que des cotisations et autres 
droits prevus dans le cadre de l'organisation com- 
mune des marches dans le secteur du sucre, ci-apres 
denommes «prelevements agricoles»; 

b) des droits du tarif douanier commun et des autres 
droits etablis ou ä etablir par les institutions des 
Communautes sur les echanges avec les pays non 
membres, ci-apres denommes «droits de douane», 

constituent, dans les conditions prevues ä l'article 3, des 
ressources propres inscrites au budget des Communautes. 

Constituent en outre des ressources propres inscrites 
au budget des Communautes, les recettes provenant d'au- 
tres taxes qui seraient instituees, dans le cadre d'une 
politique commune, conformement aux dispositions du 
traite instituant la Communaute economique europeenne 
ou du traite instituant la Communaute europeenne de 
l'energie atomique pour autant que la procedure de l'ar- 
ticle 201 du traite instituant la Communaute economique 
europeenne ou de l'article 173 du traite instituant la 
Communaute europeenne de l'energie atomique a ete 
menee ä son terme. 


A rti c le 3 

1. A partir du l^r janvier 1971, les recettes provenant 
des prelevements agricoles sont inscrites en totalite au 
budget des Communautes. 

A partir de la meme date les recettes provenant des 
droits de douane sont progressivement inscrites au budget 
des Communautes. 

Le montant des droits de douane affecte aux Commu- 
nautes chaque annee par chaque Etat membre est egal ä 
la difference entre un montant de reference et le montant 
des prelevements agricoles affectes aux Communautes 
conformement au premier alinea. Dans le cas oü cette 
difference est negative, il n’y a lieu ni ä versement de 
droits de douane par l'Etat membre Interesse, ni ä rever- 
sement de prelevements agricoles par les Communautes. 

Le montant de reference vise au troisieme alinea est 
egal: 

~ en 1971 ä 50 o/o 

-- en 1972 ä 62,50 « o 

~ en 1973 ä 75 <>/„ 

— en 1974 ä 87,50 <>/o 

— ä partir du l^r janvier 1975 ä 100 ^/o 

du montant total des prelevements agricoles et des droits 
de douane per^us par chaque Etat membre. 

Les Communautes remboursent ä chaque Etat mem- 
bre 10% des montants verses conformement aux alineas 
precedents, au titre de frais de perception. 
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Articolo 2 

A decorrere dal gennaio 1971, le entrate provenienti; 


a) dai prelievi, supplementi, importi supplementari o 
compensatori, importi o elementi addizionali e dagli 
altri diritti fissati o da fissare dalle istituzioni delle 
Comunitä sugli scambi con i paesi non membri nel 
quadro della politica agricola comune, nonche dai con- 
tributi e altri diritti previsti nel quadro deirorganiz- 
zazione comune dei mercati nel settore dello zucdiero, 
in appresso denominati « prelievi agricoli » ; 


b) dai dazi della tariffa doganale comune e dagli altri 
diritti fissati o da fissare dalle istituzioni delle Comu- 
nitä sugli scambi con i paesi non membri, in appresso 
denominati « dazi doganali », 

costituiscono, alle condizioni di cui allarticolo 3, risorse 
proprie iscritte nel bilancio delle Comunitä. 

Costituiscono inoltre risorse proprie iscritte nel bilancio 
delle Comunitä ie entrate provenienti da altri tributi die 
sarebbero istituiti, neirambito di una politica comune, 
conformemente alle disposizioni del Trattato die istituisce 
la Comunitä Economica Europea o del Trattato die isti- 
tuisce la Comunitä Europea dell'Energia Atomica, sempre 
die la procedura deirarticolo 201 del Trattato die isti- 
tuisce la Comunitä Economica Europea o deirarticolo 173 
del Trattato die istituisce la Comunitä Europea deirEner- 
gia Atomica sia stata ultimata. 


Articolo 3 

1. A decorrere dal gennaio 1971, le entrate pro- 
venienti dai prelievi agricoli sono integralmente iscritte 
nel bilancio delle Comunitä. 

A decorrere dalla stessa data, le entrate provenienti 
dai dazi doganali sono progressivamente iscritte nel 
bilancio delle Comunitä. 

L'importo dei dazi doganali devoluti ciascun anno alle 
Comunitä da ciascuno Stato membro e pari alla differenza 
tra un importo di riferimento e Timporto dei prelievi agri- 
coli devoluti alle Comunitä conformemente al primo 
comma. Se tale differenza e negativa, lo Stato membro 
interessato non dovrä versare dazi doganali, nä le Comu- 
nitä dovranno restituire prelievi agricoli. 


L'importo di riferimento di cui al terzo comma e pari: 

— nel 1971 al 50 «/o 

— nel 1972 al 62,50 »/o 

— nel 1973 al 75 »/« 

— nel 1974 air87,50Vo 

— a decorrere dal lo gennaio 1975 al 100®/« 

deU'importo totale dei prelievi agricoli e dei dazi doga- 
nali riscossi da ciascuno Stato membro. 

Le Comunitä rimborsano a ciascuno Stato membro il 
lOVo degli importi versati conformemente ai commi pre- 
cedenti, a titolo di spese di riscossione. 


Artikel 2 

Met ingang van 1 januari 1971 vormen de ontvangsten 
uit: 

a) de heffingen, premies, extra bedragen of compense- 
rende bedragen, aanvullende bedragen of aanvullen- 
de elementen en de overige door de Inste Hingen van 
de Gemeensdiappen in het kader van het gemeen- 
sdiappelijk landbouwbeleid ingevoerde of in te voeren 
rechten op het handelsverkeer met niet-Lid-Staten, 
alsmede de bijdragen en andere heffingen, die in 
het kader van de gemeenschappelijke ordening der 
markten in de sector suiker zijn vastgesteld, hierna 
te noemen „landbouwheffingen"? 

b) de rechten van het gemeenschappelijk douanetarief 
en de overige door de Instellingen van de Gemeen- 
schappen ingevoerde of in te voeren rechten op het 
handelsverkeer met niet-Lid-Staten, hierna te noemen 
„douanerechten", 

op de wijze als omschreven in arükel 3, eigen middelen 
die op de begroting van de Gemeenschappen worden 
opgevoerd. 

Bovendien vormen de ontvangsten uit andere belastin- 
gen welke in het kader van een gemeenschappelijk 
beleid, overeenkomstig de bepalingen van het Verdrag 
tot oprichting van de Europese Economische Gemeenschap 
of van het Verdrag tot oprichting van de Europese Ge- 
meenschap voor Atoomenergie worden ingesteld, eigen 
middelen die op de begroting van de Gemeenschappen 
worden opgevoerd, voor zover de procedure van ar- 
tikel 201 van het Verdrag tot oprichting van de Europese 
Economische Gemeenschap of van artikel 173 van het 
Verdrag tot oprichtnig van de Europese Gemeenschap 
voor Atoomenergie is voltooid. 


Artikel 3 

1. Met ingang van 1 januari 1971 worden de ont- 
vangsten uit de landbouwheffingen in hun geheel op de 
begroting van de Gemeenschappen opgevoerd. 

Vanaf dezelfde datum worden de ontvangsten uit de 
douanerechten geleidelijk op de begroting van de Ge- 
meenschappen opgevoerd. 

Het bedrag van de douanerediten die ieder jaar door 
elke Lid-Staat aan de Gemeenschappen worden afge- 
dragen, is gelijk aan het verschil tussen een referentie- 
bedrag en het bedrag van de landbouwheffingen die 
overeenkomstig de eerste alinea aan de Gemeenschappen 
worden afgedragen. Is dit verschil negatief, dan be- 
hoeven er geen douanerechten door de betrokken Lid- 
Staat te worden overgemaakt, noch landbouwheffingen 
door de Gemeensdiappen te worden terugbetaald. 

Het in de derde alinea bedoelde referentiebedrag is 
gelijk: 

^ in 1971 aan 50 ®/o 

— in 1972 aan 62,50®/« 

— in 1973 aan 75 V« 

— in 1974 aan 87,50®/« 

— vanaf 1 januari 1975 aan 100®/« 

van het totale bedrag van de door elke Lid-Staat geinde 
landbouwheffingen en douanerechten. 

De Gemeenschappen betalen aan elke Lid-Staat, bij 
wijze van inningskosten, 10®/« van de overeenkomstig de 
vorige alinea’ s gestörte bedragen terug. 
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(2) Vom 1. Januar 1971 bis zum 31. Dezember 1974 wer- 
den die Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten, die zum Aus- 
gleich des Haushalts der Gemeinschaften erforderlich sind, 
nach folgendem Schlüssel verteilt: 

— Belgien 6,8 

— Deutschland 32,9 

— Frankreich 32,6 

— Italien 20,2 

— Luxemburg 0,2 

— Niederlande 7,3 

(3) Während des gleichen Zeitraums darf jedoch die 
jährliche Schwankung des Anteils jedes Mitgliedstaates 
an allen gemäß den Absätzen 1 und 2 gezahlten Beträgen 
gegenüber dem Vorjahr 1 ^/o nach oben und 1,5% nach 
unten nicht überschreiten, sofern diese Beträge im Rahmen 
von Unterabsatz 2 berücksichtigt werden. Für das Jahr 
1971 dienen bei der Anwendung dieser Vorschrift als 
Bezugsgröße die Finanzbeiträge jedes Mitgliedstaates zum 
Gesamtbetrag der Haushalte für 1970, soweit diese Haus- 
halte im Rahmen von Unterabsatz 2 berücksichtigt werden. 


Bei der Durchführung von Unterabsatz 1 wird für jedes 
Haushaltsjahr folgendes berücksichtigt: 

a) die Ausgaben im Rahmen der Zahlungsermächtigun- 
gen, die für das betreffende Haushaltsjahr für den 
Forschungs- und Investitionshaushaltsplan der Euro- 
päisdien Atomgemeinschaft beschlossen worden sind, 
mit Ausnahme der Ausgaben für die Ergänzungspro- 
gramme; 

b) die Ausgaben im Rahmen der Mittel der Europäischen 
Sozialfonds; 

c) beim Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft die Ausgaben im Rahmen der 
Mittel der Abteilung Garantie sowie der Abteilung 
Ausrichtung, mit Ausnahme der Mittel, die für Ver- 
buchungszeiträume vor dem betreffenden Haushalts- 
jahr eingesetzt oder wiedereingesetzt worden sind. 
Für das Bezugs jahr 1970 handelt es sich um folgende 
Ausgaben: 

— für die Abteilung Garantie; Ausgaben, die in Ar- 
tikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 728/70 des 
Rates vom 21. April 1970 zur Festlegung ergän- 
zender Vorschriften für die Finanzierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik genannt werden; 

— für die Abteilung Ausrichtung: Ausgaben in Höhe 
von 285 Millionen Rechmmgseinheiten, die nach 
dem Aufbringungsschlüssel des Artikels 7 dersel- 
ben Verordnung aufgeteilt werden; 

bei der Berechnung des Deutschland betreffenden Teils 
wird als Bezugsschlüssel ein Satz von 31,5% zugrunde 
gelegt; 

d) die übrigen Ausgaben im Rahmen der Mittel des Haus- 
haltsplans der Europäischen Gemeinschaften. 

Führt die Anwendung dieses Absatzes auf einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten zu einem Fehlbetrag im Haushalt 
der Gemeinschaften, so wird dieser Fehlbetrag für das 
betreffende Jahr innerhalb der in Unterabsatz 1 festge- 
legten Schwankungsbreite nach dem in Absatz 2 festge- 
legten Aufbringungsschlüssel auf die anderen Mitglied- 
staaten umgelegt. Das Verfahren wird im Bedarfsfall 
wiederholt. 

(4) Die Finanzierung der Ausgaben für die gemein- 
samen Forschungsprogramme der Europäischen Atom- 
gemeinschaft aus eigenen Mitteln der Gemeinschaften 


2. Pendant la periode allant du l^r janvier 1971 au 
31 decembre 1974, les contributions financieres des Etats 
membres necessaires pour assurer l'equilibre du budget 
des Communautes, sont reparties, selon la de suivante; 


— Belgique 6,8 

— Allemagne 32,9 

— France 32,6 

— Italie 20,2 

— Luxembourg 0,2 

— Pays-Bas 7,3 


3. Toutefois, pendant la meme periode, la Variation 
d une annee ä l’autre de la part relative de chaque Etat 
membre sur l'ensemble des montants verses conforme- 
ment aux paragraphes 1 et 2, ne pourra depasser 1% 
dans le sens de la hausse et 1,5% dans le sens de la 
baisse pour autant que ces montants sont pris en consi- 
deration dans le cadre du dixieme alinea. Pour l'annee 
1971, sont prises pour reference, pour l'application de 
cette regle, les contributions financieres de chaque Etat 
membre ä l'ensemble des budgets de 1970, dans la me- 
sure oü ces budgets sont pris en consideration dans le 
cadre du deuxieme alinea. 

Pour l'application du premier alinea, sont pris en con- 
sideration, pour chaque exercice, les elements suivants: 

a) les depenses afferentes aux credits de paiements deci- 
des pour l'exercice en cause au titre du budget de 
recherches et d’investissement de la Communaute eu- 
ropeenne de l’energie atomique ä l'exclusion des de- 
penses relatives aux programmes complementaires; 

b) les depenses afferentes aux credits du Fonds social 
europeen; 

c) pour le Fonds europeen d’orientation et de garantie 
agricole, les depenses afferentes aux credits de la sec- 
tion garantie ainsi que de la section Orientation, ä 
l'exception des credits faisant l'objet d'une inscription 
ou d'une reinscription au titre de periodes de comp- 
tabilisation anterieures ä l'exercice concerne. Pour 
l’annee de reference 1970, ces depenses sont: 

— pour la section garantie, celles visees ä l'article 8 
du regiement (CEE) n^ 728/70 du Conseil, du 
21 avril 1970, portant dispositions complementaires 
pour le financement de la politique agricole com- 
mune, 

— pour la section Orientation, un montant de 285 mil- 
lions d'unites de compte reparti sur la base de la 
de prevue ä l'article 7 du meme regiement, 

etant entendu que pour le calcul de la part relative ä 
l'Allemagne, est pris comme de de reference un pour- 
centage de 31,5%; 

d) les autres depenses afferentes aux credits inscrits au 
budget des Communautes. 

Si l'application des dispositions du present paragraphe 
ä un ou plusieurs Etats membres aboutit ä un decouvert 
du budget des Communautes, le montant de ce decouvert 
est reparti pour l'annee consideree entre les autres Etats 
membres, dans les limites de Variation fixees au premier 
alinea et selon la de de contribution fixee au paragra- 
phe 2. L’operation est repetee si necessaire. 

4. Le financement ä l'aide de ressources propres aux 
Communautes des depenses relatives aux programmes de 
recherches de la Communaute europeenne de l'energie 
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2. Durante il periodo che va dal gennaio 1971 al 
31 dicembre 1974, i contributi finanziari degli Stati membri 
necessari per assicurare l’equilibrio del bilancio delle 
Comunitä sono ripartiti secondo il seguente criterio: 


— Belgio 6,8 

— Germania 32,9 

— Francia 32,6 

— Italia 20,2 

— Lussemburgo 0,2 

— Paesi Bassi 7,3 


3. Tuttavia, durante lo stesso periodo, la variazione da 
un anno all'altro della parte relativa a ciascuno Stato 
membro neU’insieme degli importi versati conformemente 
ai paragrafi 1 e 2, non poträ superare 11 ®/o nel senso 
dell’aumento e ri,5°/o nel senso della riduzione, purche 
tali importi siano presi in considerazione nell’ambito del 
secondo comma. Per l'anno 1971 sono presi come riferi- 
mento, per l'applicazione di tale regola, i contributi finan- 
ziari di ciascuno Stato membro all’insieme dei bilanci del 
1970, nella misura in cui tali bilanci sono presi in con- 
siderazione nel quadro del secondo comma. 

Per l'applicazione del priino comma, sono presi in con- 
siderazione, per ciascun esercizio, i seguenti elementi: 

a) le spese inerenti agli stanziamenti di pagamenti decisi 
per l'esercizio in causa a titolo del bilancio delle 
ricerche e degli investimenti della Comunitä Europea 
dell'Energia Atomica, eccettuate le spese relative ai 
programmi complementari; 

b) le spese inerenti agli stanziamenti del Fondo sociale 
europeo; 

c) per il Fondo europeo agricolo di orientamento e di 
garanzia le spese inerenti agli stanziamenti sia della 
sezione garanzia che della sezione orientamento 
eccettuati gli stanziamenti iscritti o reiscritti per 
periodi di contabilizzazione anteriori all'esercizio con- 
siderato. Per l’anno di riferimento 1970, tali spese 
sono: 

— per la sezione garanzia, quelle previste all'arti- 
colo 8 del Regolamento (CEE) n« 728/70 del Con- 
siglio, del 21 aprile 1970, recante disposizioni com- 
plementari per il finanziamento della politica agri- 
cola comune, 

— per la sezione orientamento, un importo di 285 
milioni di unitä di conto ripartito secondo il cri- 
terio previsto all'articolo 7 del medesimo regola- 
mento, 

restando inteso ehe per il calcolo della parte relativa 
alla Germania e presa come criterio di riferimento una 
percentuale del 31,5 Vo; 

d) le altre spese inerenti agli stanziamenti iscritti nel 
bilancio delle Comunitä. 

Se l’applicazione delle disposizioni del presente para- 
grafo ad uno o piü Stati membri provoca uno scoperto 
nel bilancio delle Comunitä, l’importo di tale scoperto 
sarä ripartito per l’anno considerato tra gli altri Stati 
membri nei limiti di variazione di cui al primo comma e 
secondo il criterio di contribuzione fissato al paragrafo 2. 
Se necessario, l'operazione e ripetuta. 

4. Il finanziamento con risorse proprie delle Comunitä 
delle spese relative ai programmi di ricerche della Co- 
munitä Europea deU’Energia Atomica non esclude l’iscri- 


2. Gedurende de periode van 1 januari 1971 tot en met 
31 december 1974 worden de voor het evenwicht van de 
beyroting der Gemeenschappen noodzakelijke financiele 
bijdragen van de Lid-Staten volgens onderstaande sleutel 
verdeeld: 


— Belgie 

6,8 

— Duitsland 

32,9 

— Frankrijk 

32,6 

— Italie 

20,2 

— Luxemburg 

0,2 

— Nederland 

7,3 

3. Gedurende 

dezelfde periode evenwel kan de jaar- 


lijkse schommeling van het aandeel van elke Lid-Staat 
in het totaal van de bedragen die overeenkomstig de 
leden 1 en 2 worden overgemaakt, ten opzichte van het 
voorafgaande jaar niet meer bedingen dan 1 naar 
boven en 1,5 Vo naar beneden, voor zover deze bedragen 
in het kader van de tweede alinea in aanmerking worden 
genomen. Voor 1971 worden voor de toepassing van deze 
regel de financiele bijdragen van elke Lid-Staat aan 
de gezamenlijke begrotingen van 1970 als referentie 
genomen, voor zover deze begrotingen in het kader van 
de tweede alinea in aanmerking worden genomen. 

Voor de toepassing van de eerste alinea worden voor 
elk begrotingsjaar de volgende bestanddelen in aan- 
merking genomen: 

a) de uitgaven betreffende de betalingskredieten waar- 
toe voor het betrokken begrotingsjaar is besloten uit 
hoofde van de begroting voor onderzoek en investerin- 
gen der Europese Gemeenschap voor Atoomenergie, 
met uitzondering van de uitgaven betreffende de aan- 
vullende programma’s; 

b) de uitgaven betreffende de kredieten van het Europees 
Sociaal Fonds; 

c) voor het Europees Orientatie- en Garantiefonds voor 
de Landbouw, de uitgaven betreffende de kredieten 
zowel van de afdeling Garantie als van de afdeling 
Orientatie, met uitzondering van de kredieten die zijn 
opgenornen of wederopgenomen uit hoofde van be- 
rekeningsperioden welke aan het betrokken be- 
grotingsjaar voorafgingen. Voor het referentiejaar 1970 
zijn deze uitgaven: 

— voor de afdeling Garantie, die welke zijn bedoeld 
in artikel 8 van Verordening (EEG) No. 728 70 van 
de Raad, van 21 april 1970, houdende aanvullende 
bepalingen voor de financiering van het gemeen- 
schappelijk landbouwbeleid, 

— voor de afdeling Orientatie, een bedrag van 285 
miljoen rekeneenheden, verdeeld volgens de bij 
artikel 7 van genoemde verordening vastgestelde 
sleutel, 

met dien verstände dat voor de berekening van het 
aandeel betreffende Duitsland als referentiesleutel 
31,5 ®/o wordt genomen; 

d) de overige uitgaven betreffende de in de begroting 
van de Gemeenschappen opgenornen kredieten. 

Indien de toepassing van dit lid op een of meer Lid- 
Staten leidt tot een tekort op de begroting, wordt dit 
tekort voor het betrokken jaar over de andere Lid-Staten 
omgeslagen binnen de in de eerste alinea vastgestelde 
marges, en wel volgens de in lid 2 bepaalde verdeel- 
sleutel. Dit wordt, zo nodig, herhaald. 


4. De financiering van de uitgaven betreffende de 
onderzoekprogramma’s van de Europese Gemeenschap 
voor Atoomenergie uit eigen middelen van de Gemeen- 
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schließt weder aus, daß die Ausgaben für Ergänzungs- 
programme in den Haushaltsplan der Gemeinschaften ein- 
gesetzt werden, noch daß sie durch Finanzbeiträge der 
Mitgliedstaaten finanziert werden, deren Festsetzung nach 
einem besonderen Aufbringungsschlüssel erfolgt, der 
durch einstimmigen Beschluß des Rates festgelegt wird. 

(5) Abweichend von diesem Artikel werden Mittel, die 
vor dem Haushaltsjahr 1971 in einem Haushaltsplan ein- 
gesetzt w^orden waren und die in einen späteren Haus- 
haltsplan übertragen oder wieder eingesetzt werden, aus 
Finanzbeiträgen der Mitgliedstaaten nach den Aufbrin- 
gungssdilüsseln finanziert, die bei der ersten Einsetzung 
dieser Mittel anwendbar waren. 

Für die Mittel der Abteilung Ausrichtung, die zw^ar zum 
erstenmal in den Haushaltsplan 1971 eingesetzt werden, 
sich aber auf vor dem 1. Januar 1971 liegende Ver- 
buchungszeiträume des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds beziehen, gilt der für die betreffenden Zeit- 
räume vorgesehene Aufbringungsschlüssel. 

Artikel 4 

(1) Ab 1. Januar 1975 wird der Haushalt der Gemein- 
schaften vollständig aus eigenen Mitteln der Gemein- 
schaften finanziert. 

Diese Mittel umfassen die in Artikel 2 genannten Ein- 
nahmen sowie Mehrwertsteuereinnahmen, die sich aus 
der Anwendung eines Satzes ergeben, der 1 ‘^/o einer 
steuerpflichtigen ßemessungsgrundlage nicht überschrei- 
ten darf, welche einheitlich für die Mitghedstaaten nach 
Gemeinschaftsvorschriften bestimmt wird. Dieser Satz wird 
im Rahmen des f laushaltsverfahrens festgesetzt. Ist jedoch 
zu Beginn eines Haushaltsjahres der Haushaltsplan noch 
nicht festgestellt worden, so bleibt bis zum Inkrafttreten 
eines neuen Satzes der zuletzt festgesetzte Satz anwend- 
bar. 

Vom 1. Januar 1975 bis zum 31. Dezember 1977 darf 
jedoch die jährliche Schwankung des Anteils jedes Mit- 
gliedstaates gegenüber dem Vorjahr 2 Vo nicht überschrei- 
ten. Wird dieser Prozentsatz überschritten, so erfolgen 
die erforderlichen Anpassungen innerhalb dieser Schwan- 
kungsbreite auf dem Wege eines Finanzausgleichs zwi- 
schen den betreffenden Mitgliedstaaten, und zwar im 
Verhältnis zu dem von diesen Mitgliedstaaten getragenen 
Anteil an den Mehrwertsteuereinnahmen oder an den 
Einnahmen aus den in den Absätzen 2 und 3 genannten 
Finanzbeiträgen. 

(2) Werden die Vorschriften zur Festlegung der einheit- 
lichen steuerpflichtigen Bemessungsgrundlage für die 
Mehrwertsteuer am 1. Januar 1975 noch nicht in allen 
Mitgliedstaaten, aber zumindest in drei Mitgliedstaaten 
angewandt, so wird abweichend von Absatz 1 Unter- 
absatz 2 der Finanzbeitrag jedes Mitgliedstaates, der noch 
nicht die einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrund- 
lage für die Mehrwertsteuer anwendet, zum Haushalt der 
Gemeinschaften gemäß dem Anteil seines Bruttosozial- 
produkts an der Summe der Bruttosozialprodukte der 
Mitgliedstaaten festgelegt; der Restbetrag des Haushalts 
wird durch die Einnahmen aus der Mehrwertsteuer gemäß 
Absatz 1 Unterabsatz 2 gedeckt, die in den übrigen Mit- 
gliedstaaten erzielt werden. Diese Ausnahmeregelung 
wird unwirksam, sobald die Bedingungen des Absatzes 1 
erfüllt sind. 

(3) Werden die Vorschriften zur Festlegung der ein- 
heitlichen steuerpflichtigen Bemessungsgrundlage für die 
Mehrwertsteuer am 1. Januar 1975 noch nicht zumindest 
in drei Mitghedstaaten angewandt, so wird abweichend 
von Absatz 1 Unterabsatz 2 der Finanzbeitrag jedes Mit- 


atomique n'exclut ni l'inscription au budget des Commu- 
nautes des depenses relatives ä des programmes comple- 
mentaires, ni le financement de ces depenses au inoyen 
de contributions financieres des Etats membres, determi- 
nees selon une de de repartition particuliere, fixee en 
vertu d une decision du Conseil statuant a l'unanimite. 

5. Par derogation aux dispositions du present article, 
les credits inscrils ä un budget anterieur ä l'exercice 
1971 ct reportes ou reinscrits ä un budget ulterieur sont 
finances par des contributions financieres des Etats mem- 
bres, selon les des de repartition applicables lors de leur 
premiere inscription. 

Les credits de la section Orientation qui, tout en etant 
inscrits pour la premiere fois au budget 1971, se referent 
ä des periodes de comptabilisation du Fonds europeen 
d'orientation et de garantie agricole anterieures au 
P'r janvier 1971, sont couverts par la de de repartition 
afferente ä ces periodes. 

Article 4 

1. A partir du l^r janvier 1975, le budget des Commu- 
nautes est, sans prejudice des autres recettes, integrale- 
ment finance par des ressources propres aux Commu- 
nautes. 

Ces ressources comprennent edles visees ä l’article 2 
ainsi que celles provenant de la taxe ä la valeur ajoutee 
et obtenues par l'application d un taux qui ne peut de- 
passer 1 "/« ä une assiette determinee d une maniere uni- 
forme pour les Etats membres, selon des regles commu- 
nautaires. Ce taux est fixe dans le cadre de la procedure 
budgetaire. Toutefois, si au debut d'un exercice le budget 
n’a pas encore ete arrcte, le taux precedemment fixe reste 
applicable jusqu ä l'entree en vigueur d'un nouveau taux. 


Toutefois, pendant la periode allant du l^r janvier 1975 
au 31 decembre 1977, la Variation d’une annee ä l'autre 
de la part relative de chaque Etat membre par rapport ä 
l'annee precedente ne peut depasser 2^/o. Au cas oü ce 
pourcentage est depasse, les adaptations necessaires font 
l'objet, dans cette limite de Variation, de coinpensations 
financieres entre les Etats membres concernes, d'une 
maniere proportionnelle ä la quote-part supportee par 
chacun d'eux dans les recettes provenant de la taxe ä la 
valeur ajoutee ou des contributions financieres visees 
aux paragraphes 2 et 3. 

2. Par derogation au paragraphe 1 deuxieme alinea, si, 
au l^r janvier 1975, les regles determinant l’assiette uni- 
forme de la taxe ä la valeur ajoutee ne sont pas encore 
appliquees dans tous les Etats membres mais seulement 
dans trois au moins, la contribution financiere au budget 
des Communautes de chaque Etat membre n’appliquant 
pas encore I'assiette uniforme de la taxe ä la valeur 
ajoutee est determinee en fonction de la quote-part de 
son produit national brut par rapport ä la somme des 
produits nationaux bruts des Etats membres; le solde du 
budget est couvert par des recettes provenant de la taxe 
ä la valeur ajoutee confonnement au paragraphe 1 deu- 
xieme alinea et pergues par les autres Etats membres. 
Cette derogation cesse de produire effet aussitöt que les 
conditions fixees au paragraphe 1 sont remplies. 

3. Par derogation au paragraphe 1 deuxieme alinea, si, 
au ler janvier 1975, les regles determinant I'assiette uni- 
forme de la taxe ä la valeur ajoutee ne sont pas encore 
appliquees dans trois Etats membres au moins, la contri- 
bution financiere au budget des Communautes de chaque 
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zione nel bilancio delle Conuiniid delle spese relative a 
programrai complemerUari. ne il finanziamento di tali 
spese mediante contributi finanziari degli Stati membii 
determinati secondo un criterio di ripartizione particolare 
hssato ai sensi di iina de( isione del Consiglio, che deli- 
bera alla unanimitä, 

5. In deroga alle disposizioni de) presente articolo, gli 
stanzianienti iscritti in un bilancio anteriore aU'Gsercizio 
1971, e riportati o reiscritti in un bilancio successivo sono 
finanziati con contributi finanziari degli Stati membri, 
secondo i criteri di ripartizione applicabili per Ja loro 
prima iscrizione. 

Agli stanzianienti deila sezione orientameiitü che, pur 
essendo iscritti per la prima volta nel bilancio 1971 si 
riferiscono a periodi di contabiiizzazione del Fondo 
europeo agiicolo di orientainento e di garanzia prece- 
denti al 1» gennaio 1971, si applica il criterio di riparti- 
zione relativo a lali periodi. 

Articolo 4 

1. A decorrere dal gennaio 197.5, il bilancio delb'' 
Comunild, senza pregiudizio delle altre eiitrate, e intc- 
gralmonle finunziaio con risorso proprio rhdle Comunitä. 

Tali lisorse coinpreiidono ({iieiie di ciii dH'articolo 2 
nonche quelle provenienti dairimposta sul valore aggiunto 
ed ottenute mediante applicazione di un tasso che non 
puö superare 11 '' o ad una base imponibile determinala 
in modo uniforme per gli Stati membri, secondo norme 
comunitarie. Tale tasso e fissato neli’ambito della pro- 
cedura di bilancio. Tuttavia, se aU'inizio di un esercizio 
il bilancio non e ancora stato stabililo, il tasso prece- 
dentemente fissato resta appiicabile l'ino airenlrata in 
vigore di nn nuovo tasso. 

Tuttavia, durante il ])erioci() che va dai l" gennaio 1975 
al 31 dicembre 1977 la variazione da un anno aH'altro 
della parte relativa di ciascuno Stato membro rispetto 
dH'anno precedente non puö superare il 2 ’o. Se tale 
percenluale e superata, gli adattamenti necessari formano 
oggetto, entro tale liniitc di variazione, di compensazioni 
finanziarie tra gli Stati membri interessati. proporzional- 
mente aila quota apportata da ciascuno di essi nelle 
entrate provenienti dairimposta sul valore aggiunlo o 
(iai contriiniti finanziari di cui ai paragiafi 2 e 3, 

2. ln deroga ai paragralo 1, secondo tonima, se, dl 1*' 
gennaio 1975, le norme deterniinanti la base imponibile 
uniforme dellimposta sul valore aggiunto non sono 
ancora applicate in tutti gli Stati membri, rna soltanto 
in tre almeno, il contributo finanziarie al bilancio delle 
Comunita da parte di ciascuno Stato membro che non 
applica ancora la base imponibile uniforme dell imposta 
sul valore aggiunto e deterrninato in funzione della quota 
del SLio prodotto nazionale lordo rispetto aila somma dei 
prodotti nazionali lordi degli Stati membri; il saldo del 
bilancio e coperto con entrate provenienti dalTimposta 
sul valore aggiunto conformemente al paragrafo 1. 
secondo comma e riscosse dagli altri Stati membri. Gli 
effetti di tale deroga cessano non appena risultino sod- 
disfalte le condizioni fissate al paragrafo 1. 

3. ln deroga ai paragrafo 1, secondo comma, se, al h' 
gennaio 1975, le norme deterniinanti la base imponibile 
uniforme dell imposta sul valore aggiunto non sono ancora 
applicate in tre Stati membri almeno, il contributo finan- 
ziario al bilancio delle Comunita da parte di ciascuno 


schappen sluit niet uit dat de uitgaven betreffende aan- 
vullende programma's in de begrotinq der Gemeen- 
schappen worden opgenomen, noch dat zij worden ge- 
financierd door middel van financiele bijdragen der Lid- 
Staten, die worden bepaald volgens een bijzondere ver- 
deelsleutel welke wordt vastgesteld bij een door de Raad 
met eeriparigheid van stemmen genomen beskiit. 

5. In afvvijking Vtui de bepalingeii van dit arlikel 
worden de kredieten die vö6r het begrotingsjaar 1971 
in een begroting waren opgenomen en naar een latere 
begroting worden overgedragen of daarin opnieuw 
worden opgenomen, gefinancierd door middel van finan* 
cielc bijdragen der Lid-Staten volgens de voor hiin eerste 
opnerning geldende verdeelsleutels. 

De kredieten van de afdeling Orientatie die weliswaar 
voor het eerst in de begroting 1971 worden opgenomen 
doch betrekking hebben op berekeningsperioden van het 
Europees Orientatie- en Garantiefonds voor de Landbouw 
van vöör 1 januari 1971. worden gedekt \-olgens de voor 
die Perioden geldende verdeelsleutel. 

Artikel 4 

1. Met ingang van 1 jannari 1975 wordt de begroting 
van de Gemeenschappen, onverminderd de andere otV- 
vangsten, in haar gebeel gefiimncierd uit eigen middelen 
van de Gemeenschappen. 

Deze middelen omvatten de in aitdsel 2 liedoelde ont- 
vmigsten, alsmede die uit de belastiiig op de toegevoegde 
waarcle, verkregen door toepassing van een percenlage 
(tat 1 't'o niet mag overschrijden op een grondslag welke 
op uniforme wijze voor de Lid-Staten wordt vastgesteld 
volgens communaulaire voorschrilten. Dit percentage 
wordt vastgesteld in het kacier van de begrotingsproce- 
dure. Indien echter de begroting nog niet is vastgesteld 
bij het begin van een begrotingsjaar, blijtt het voordieii 
vastgestelde percentage van toepassimi tot do inweikiiuj- 
treding van een nieiiw percentage. 

VMn 1 januari 1975 tot en met 31 decemher 1977 mag 
evenwel de jaarlijkse schommeling vein het aandeel van 
elke Lid-Staat ten opziebte van het voorafgaande jaar 
niet meer dan 2 Vo bedragen. Wordt dit percentage over- 
sdueden, dan vinden, voor de nodige aanpassingen, 
binnen deze marge financiele compensaties plaats tussen 
de betrokken Lid-Staten, naar evenredigheid van bet 
aandeel van elke Lid-Staat in de ontvnngsten iiit de 
belasting op de toegevoegde waardc-^ ot uit öe in de leden 
2 en 3 bedoelde financiele bijdragen, 

2. Indien op 1 januari 1975 de voorschriiten tot vasl- 
stelling van de uniforme grondslag van de belasting op 
de toegevoegde waaide nog niet in alle, doch in ten 
minste drie Lid-Staten worden toegepast, wordt, in af- 
wijking van lid 1, tweede alinea, de financiele bijdrage 
aan de begroting der Gemeenschappen van elke Lid-Staat 
die de uniforme grondslag van de belasting op de toe- 
gevoegde waarde nog niet toepast, bepaald op grond van 
het aandeel van zijn bruto nationaai produkt ten op- 
zichte van het totale bruto nationaal produkt van de 
gezamenlijke Lid-Staten; het saldo der begroting wordt 
gedekt door ontvangsten uit de belasting op de toe- 
gevoegde waarde overeenkomstig lid l, tweede alinea, 
die door de andere Lid-Staten worden geind. Deze af- 
wijking wordt krachteloos zodra de in lid l vastgestelde 
voorwaarden zijn vervuld. 

3. Indien op 1 januari 1975 de voorsdiriften tot vast- 
steiling van de uniforme grondslag van de belasting op 
de toegevoegde waarde nog niet in ten minste drie 
Lid-Staten worden toegepast, w'ordt, in afwijking van 
lid 1, tweede alinea, de financiele bijdrage van elke 
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gliedstaates zum Haushalt der Gemeinschaften gemäß dem 
Anteil seines Bruttosozialprodukts an der Summe der 
Bruttosozialprodukte der Mitgliedstaaten festgelegt. Diese 
Ausnahmeregelung wird unwirksam, sobald die Bedin- 
gungen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 erfüllt sind. 

(4) Bruttosozialprodukt im Sinne der Absätze 2 und 3 
ist das Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen. 

(5) Mit der vollständigen Anwendung des Absatzes 1 
Unterabsatz 2 wird der etwa entstehende Überschuß der 
eigenen Mittel der Gemeinschaften gegenüber den tat- 
sächlichen Gesamtausgaben im Verlauf eines Haushalts- 
jahres auf das folgende Haushaltsjahr übertragen. 

(6) Die Finanzierung der Ausgaben für die gemein- 
samen Forschungsprogramme der Europäischen Atornge- 
meinschaft aus eigenen Mitteln der Gemeinschaften 
schließt weder aus, daß die Ausgaben für Ergänzungs- 
programme in den Haushaltsplan der Gemeinschaften ein- 
gesetzt werden, noch daß sie durch Finanzbeiträge der 
Mitgliedstaaten finanziert werden, deren Festsetzung nach 
einem besonderen Aufbringungsschlüssel erfolgt, der 
durch einstimmigen Beschluß des Rates festgelegt wird. 


Artikel 5 

Die Einnahmen im Sinne von Artikel 2, von Artikel 3 
Absätze 1 und 2 sowie von Artikel 4 Absätze 1 bis 5 
dienen unterschiedslos zur Finanzierung aller im Haushalt 
der Gemeinschaften gemäß Artikel 20 des Vertrags zur 
Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer gemein- 
samen Kommission der Europäischen Gemeinschaften aus- 
gewiesenen Ausgaben. 


Artikel 6 

(1) Die Gemeinschaftsmittel im Sinne der Artikel 2, 3 
und 4 werden von den Mitgliedstaaten gemäß den einzel- 
staatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften erhoben, 
die gegebenenfalls zu diesem Zweck zu ändern sind. Die 
Mitgliedstaaten stellen diese Mittel der Kommission zur 
Verfügung. 

(2) Unbeschadet der Rechnungsprüfung gemäß Arti- 
kel 206 des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Kontrollmaßnahmen ge- 
mäß Artikel 209 Buchstabe c dieses Vertrags erläßt der 
Rat auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung 
des Europäischen Parlaments einstimmig die Vorschriften 
über die Kontrolle der Erhebung der Einnahmen im Sinne 
der Artikel 2, 3 und 4, Vorschriften darüber, wie diese 
Einnahmen der Kommission zur Verfügung zu stellen und 
wie sie abzuführen sind, sowie die Durchführungsbestim- 
mungen zu Artikel 3 Absatz 3 und zu Artikel 4. 


Artikel 7 

Dieser Beschluß wird den Mitgliedstaaten vom General- 
sekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
bekanntgegeben und im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlicht. 

Die Mitgliedstaaten teilen dem Generalsekretär des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften unverzüglich den 
Abschluß der Verfahren mit, die nach ihren verfassungs- 
rechtlichen Vorschriften zur Annahme dieses Beschlusses 
erforderlich sind. 


Etat membre est determinee en fonction de la quote-part 
de son produit national brut par rapport ä la somme des 
produits nationaiix bruts des Etats membres. Cette dero- 
gation cesse de produire effet aussitot que les conditions 
fixees au paragraphe 1 ou 2 sont remplies. 

4. Pour Papplication des paragraphes 2 et 3 on entend 
par produit national brut le produit national brut au prix 
de marche. 

5. A compter de Papplication complete du paragraphe 1 
deuxieme alinea, Pexcedent eventuel des ressources pro- 
pres aux Communautes sur Pensemble des depenses effec- 
tives au cours d’un exercice est reporte ä Pexercice sui- 
vant. 

6. Le financement, ä Paide de ressources propres aux 
Communautes, des depenses relatives aux programmes 
de recherches de la Communaute europeenne de Penergie 
atomique n’exclut ni Pinscription au budget des Commu- 
nautes des depenses relatives ä des programmes com- 
plementaires ni le financement de ces depenses au moyen 
de contributions financieres des Etats membres, determi- 
nees selon une de de repartition particuliere, fixee en 
vertu d'une decision du Conseil statuant ä Punanimite. 


Article 5 

Les recettes visees ä Particle 2, ä Particle 3 paragra- 
phes 1 et 2 et ä Particle 4 paragraphes 1 ä 5 servent ä 
financer indistinctement toutes les depenses inscrites au 
budget des Communautes conformement ä Particle 20 du 
traite instituant un Conseil unique et une Commission 
unique des Communautes europeennes. 


Article 6 

1. Les ressources communautaires visees aux articles 2, 
3 et 4 sont pergues par les Etats membres conformement 
aux dispositions legislatives, reglementaires et adminis- 
tratives nationales qui sont modifiees, le cas echeant, ä 
cet effet. Les Etats membres mettent ces ressources ä la 
disposition de la Commission. 

2. Sans prejudice de la verification des coniptes prevue 
ä Particle 206 du traite instituant la Communaute econo- 
mique europeenne et des contröles organises en vertu de 
Particle 209 sous c) de ce traite, le Conseil, statuant ä 
Punanimite sur proposition de la Commission et apres 
consultation de PAssemblee, arrete les dispositions rela- 
tives au contröle du recouvrement ainsi qu'ä la mise ä la 
disposition de la Commission et au versement des recet- 
tes visees aux articles 2, 3 et 4, ainsi que les modalites 
d’application de Particle 3 paragraphe 3 et de Particle 4. 


Article 7 

La presente decision est notifiee aux Etats membres 
par le Secretaire general du Conseil des Communautes 
europeennes et publiee au Journal officiel des Commu- 
nautes europeennes. 

Les Etats membres notifient sans delai au Secretaire 
general du Conseil des Communautes europeennes Pac- 
complissement des procedures requises par leurs regles 
constitutionnelles respectives pour Padoption de la pre- 
sente decision. 


14 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/880 


Stato membro e deterrainato in fimzione della quota del 
suo prodotto nazionale lordo rispetto alla somma dei pro- 
dotti nazionali lordi degli Stati membri. Gli effetti di tale 
deroga cessano non appena risultino soddisfatte le con- 
dizioni fissate al paragiafo 1 o al paragrafo 2. 

4. Per l’applicazione dei paragrafi 2 e 3 s’intende per 
prodotto nazionale lordo il prodotto nazionale lordo ai 
prezzi di mercato. 

5. A decorrere dall'applicazione completa del para- 
grafo 1, secondo comma, l'eccedenza eventuale delle 
risorse proprie delle Comuriitä sul totale delle spese 
effettive nel corso di im esercizio e riportata aU'esercizio 
successivo. 

6. 11 finanziamento con risorse proprie delle Comunitä 
delle spese relative ai programmi di ricerche della Comu- 
nitä Europea dell'Energia Atomica non esclude l’iscrizione 
nel biiancio delle Comunitä delle spese relative a pro- 
grammi complementari, ne il finanziamento di tali spese 
mediante contributi finanziari degli Stati membri deter- 
minati secondo un criterio di ripartizione particolare 
fissato ai sensi di una decisione del Consiglio, che deli- 
bera all'unanimitä. 


A r t i c 0 1 o 5 

Le entrate di cui all'articolo 2, all'articolo 3, paragrafi 1 
e 2. e all'articolo 4, paragrafi da 1 a 5, servono a finan- 
ziare indistintamente tutte le spese iscritte nel biiancio 
delle Comunitä conformemente all’articolo 20 del Trattato 
che istituisce un Consiglio unico ed una Commissione 
unica delle Comunitä Eiiropee. 


A r t i c o 1 o 6 

1. Le risorse comunitarie di cui agli articoii 2, 3 e 4 
sono riscosse dagli Stati membri conformemente alle 
disposizioni legislative, regolamentari e amministrative 
nazionali che, se del caso, sono modificate a tal fine. Gli 
Stati membri mettono tali risorse a disposizione della 
Commissione. 

2. Salvo ia verifica dei conti prevista all'articolo 206 
del Trattato che istituisce la Comunitä Economico Euro- 
pea e salvo i controlli organizzati ai sensi dell'articolo 209, 
lettera c) di tale Trattato, il Consiglio, che delibera al- 
l'unanimitä su proposta della Commissione e previa con- 
sultazione del Parlamento Europeo, adotta le disposizioni 
relative al controllo dell'esazione nonche alla messa ä 
disposizione della Commissione e al versamento delle 
entrate di cui agli articoii 2, 3 e 4, nonche le modalitä 
di applicazione dell'articolo 3, paragrafo 3, e del- 
l'articolo 4. 


, Articolo 7 

La presente decisione e notificata agli Stati membri dal 
Segretario Generale del Consiglio delle Comunitä Europee 
e pubblicata nella Gazzetta Ufficiale delle Comunitä 
Europee. 

Gli Stati membri notificano senza indugio al Segretario 
Generale del Consiglio delle Comunitä Europee l'avvenuto 
compimento delle procedure richieste dalle loro rispettive 
norme costituzionali per l'adozione della presente de- 
cisione. 


Lid-Staat aan de begroting der Gemeenschappen bepaald 
op grond van het aandeel van zijn bruto nationaal 
Produkt ten opzichte van het totale bruto nationaal 
Produkt van de gezamenlijke Lid-Staten. Deze afwijking 
wordt krachteloos zodra de in lid 1 of lid 2 vastgestelde 
voorwaarden zijn vervuld. 

4. Voor de toepassing van de leden 2 en 3 wordt onder 
bruto nationaal produkt verstaan, het bruto nationaal 
Produkt op marktprijsniveau. 

5. Vanaf het tijdstip waarop lid 1, tweede alinea, 
volledig wordt toegepast wordt het eventuele overschot 
van de eigen middelen der Gemeenschappen op de totale 
werkelijke uitgaven gedurende een begrotingsjaar, naar 
het volgende begrotingsjaar overgedragen. 

6. De financiering van de uitgaven betreffende de 
onderzoek-programma’s van de Europese Gemeenschap 
voor Atoomenergie uit eigen middelen van de Gemeen- 
schappen sluit niet uit dat de uitgaven betreffende aan- 
vullende programma's in de begroting der Gemeen- 
schappen worden opgenomen, noch dat zij worden ge- 
financierd door middel van financiele bijdragen der Lid- 
Staten, die worden bepaald volgens een bijzondere ver- 
deelsleutel welke wordt vastgesteld bij een door de 
Raad met eenparigheid van stemmen genomen besluit, 

Artikel 5 

De in artikel 2, artikel 3, leden 1 en 2, en artikel 4, 
leden 1 tot en met 5, bedoelde ontvangsten dienen zonder 
onderscheid voor de financiering van alle uitgaven die 
op de begroting van de Gemeenschappen worden op- 
gevoerd overeenkomstig artikel 20 van het Verdrag tot 
instelling van een Raad en een Commissie welke de 
Europese Gemeenschappen gemeen hebben. 


Artikel 6 

1. De in de artikelen 2, 3 en 4 bedoelde communautaire 
middelen worden door de Lid-Staten geheven overeen- 
komstig de nationale wettelijke en bestuiirsrechtelijke 
bepalingen, die daartoe in voorkomend geval worden 
gewijzigd. De Lid-Staten stellen deze middelen ter be- 
schikking van de Commissie. 

2. Onverminderd de in artikel 206 van het Verdrag 
tot oprichting van de Europese Economische Gemeenschap 
bedoelde controle op de rekeningen en onverminderd 
de krachtens artikel 209 sub c), van dit Verdrag ge- 
organiseerde controles, stelt de Raad met eenparigheid 
van stemmen, op voorstel van de Commissie en na raad- 
pleging van het Europese Parlement, de bepalingen vast 
betreffende de controle op de inning van de in de ar- 
tikelen 2, 3 en 4 bedoelde ontvangsten, betreffende de 
wijze waarop deze ontvangsten ter beschikking van de 
Commissie worden gesteld en betreffende de storting 
ervan, alsmede de voorschriften voor de toepassing van 
artikel 3, lid 3, en artikel 4. 


Artikel 7 

Dit besluit wordt ter kennis gebracht van de Lid-Staten 
door de Secretaris-Generaal van de Raad der Europese 
Gemeenschappen en bekendgemaakt in het Publikatieblad 
der Europese Gemeenschappen. 

De Lid-Staten stellen het Secretariaat-Generaal van de 
Raad der Europese Gemeenschappen onverwijld in kennis 
van de voltooiing der volgens hun onderscheidene grond- 
wettelijke bepalingen voor de aanvaarding van dit besluit 
vereiste procedures. 
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Dieser Beschluß tritt am ersten Tag des Monats nach 
Eingang der letzten Mitteilung im Sinne von Absatz 2 in 
Kraft. Sind jedoch die in Artikel 12 des Vertrags zur 
Änderung bestimmter Haushaltsvorschriften der Verträge 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften und des 
Vertrags zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und 
einer gemeinsamen Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften vorgesehenen Ratifikationsurkunden nicht 
vor diesem Zeitpunkt von allen Mitgliedstaaten hinter- 
legt worden, so tritt dieser Beschluß am ersten Tag des 
Monats nach der Hinterlegung der letzten dieser Ratifika- 
tionsurkunden in Kraft. 


GESCHEHEN zu Luxemburg cini 21. April 1970 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

P. Harmel 


La presente decision entre en vigueur le premier jour 
du mois suivant la reception de la derniere des nolifica- 
tions visees au deuxieme alinea. Toutefois, si le depot 
des instrnraents de ratification prevus ä rarticie 12 du 
tiaite portant modifiration de certaines dispositions bud- 
getaires des traites instituant les Communautes europeen- 
ues et du traite instituant un Conseil unique et une Com- 
mission unique des Communautes europeennes n'a pas 
ete effectue avant cette date par tous les Etats membres, 
la presente decision entre en vigueur le premier jour du 
mois suivant le depöt du deinier desdits instriiments de 
ratification. 


FAIT ä Luxembourg, Ic 21 avril 1970 

P o u r 1 e Conseil 
Le President 

P. H a r m e 1 
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Ld presente decisione entra in vigore il primo giorno 
del mese successivo alla ricezione deH'ultiina delle no- 
tifiche di cui al secondo comma. TuUavia, se gli strumenti 
di ratitica previsti ali articolo 12 del Tiattato che modifica 
talune disposizioni in materia di bilancio dei Trattati che 
istituiscono le Comunitä Europee e del Trattato che 
istituisce un Consiglio unico ed una Commissione unica 
delle Comunitä Europee, non sono slati depositati entro 
tale data da tutti gli Stati membri, la presente decisione 
entra in vigore il primo giorno del mese successivo -.d 
deposito dpirultimo di tali strumenti di ratitica. 


EATTO a Lussemburyo, adcli' 21 apiile 1970 

Per i 1 Consiglio 
Il Presidente 

P. 1 1 a r m e 1 


Dit besluit treedt in werking op de eerste dag van de 
maand volgende op de onlvangst vdn de laatste der in de 
Iweede alinea bedoelde kennisgevingen. Indien echter 
v66r die datum niet alle l.id-Stalen de akten van be- 
krachtiging hebben nedergelegd, welke zijn bedoeld in 
artikel 12 van het Verdrag hoiidende wijziging van een 
aantal budgettaire bepalingen van de Verdragen tot 
oprichting van de Europese Gemeenschappen en van het 
Verdrag tot instelling van een Raad en een Commissie 
welke de Europese Gemeenschappen gemeen hebben, 
treedt dit besluit in werking op de eerste dag van de 
maand volgende op de nederlegging van de laatste van 
deze akten van bekrachtiging. 


GEDAAN te Luxemburg, 21 april 1970 


Voor de Rand 
De Voorzitter 

P. H a r in e 1 
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Anhang 

Erklärungen, die auf der Ratstagung am 21, April 1970 
in Luxemburg zum Beschluß über die Ersetzung der 
Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene Mittel 
der Gemeinschaften zu Protokoll gegeben worden sind: 


A. Zu Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b 

„Die deutsche Delegation erklärt, daß unter, .andere 
Zölle' auch eingeführte oder noch einzuführende Ab- 
gaben im Sinne von Artikel 5 Absatz 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1059/69 des Rates vom 28. Mai 1969 
zur Festlegung der Handelsregelung für bestimmte, 
aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Wa- 
ren zu verstehen sind, sofern Artikel 2 Absatz 1 Buch- 
stabe a dieses Beschlusses die auf solche Waren er- 
hobenen Abgaben nicht umfaßt. 

Die deutsche Delegation erklärt ferner, daß die Bun- 
desregierung die vorstehende Erklärung den deutschen 
gesetzgebenden Körperschaften bei Einleitung des 
Ratifikationsverfahrens zur Zustimmung mit vorlegen 
wird," 


B. Zu Artikel 3 Absatz 4 und Artikel 4 Absatz 6 

„Der Rat erkennt an, daß der Ausdruck .Ergänzungs- 
programme' einen allgemeinen Sinn hat und alle Arten 
von Programmen umfaßt, an denen sich nicht alle Mit- 
gliedstaaten beteiligen." 


C. Zu Artikel 4 

1. „Der Rat ist der Auffassung, daß die einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage auf der Basis 
der Anwendung der Mehrwertsteuer, insbesondere 
auch auf den Einzelhandel, festzulegen ist. 

Der Rat ist ferner der Ansicht, daß die Vereinheit- 
lichung der steuerpflichtigen Bemessungsgrundlage 
der Mehrwertsteuer im Sinne dieses Artikels darin 
besteht, gemeinsame Regeln in der Weise aufzu- 
stellen, daß die eigenen Mittel aus der Mehrwert- 
steuer den Einnahmen entsprechen, die sich aus der 
Anwendung des in Absatz 1 vorgesehenen Satzes 
auf die tatsächliche steuerpflichtige Bemessungs- 
grundlage des letzten Stadiums des Anwendungs- 
bereichs ergeben, d. h. auf den Preis für Verkäufe 
und Dienstleistungen — MWS nicht inbegriffen — , 
der dem Verbraucher, der keinen Anspruch auf Ab- 
zug der Vorsteuer hat, in Rechnung gestellt wird." 

2. „Der Rat erläßt auf der Grundlage von Artikel 99 
des EWG-Vertrags die genannten Regeln zu einem 
Zeitpunkt, der den Mitgliedstaaten Zeit läßt, diese 
Regeln spätestens am 1. Januar 1974 anzuwenden. 

Zu diesem Zweck bittet der Rat die Kommission, so 
bald wie möglich einen Vorschlag zu unterbreiten, 
und beschließt, diesen Vorschlag mit Vorrang zu 
prüfen." 

3. „Der Rat bittet die Kommission, ihm erforderlichen- 
falls rechtzeitig Vorschläge zu unterbreiten, auf 
Grund deren den Mitgliedstaaten die Beseitigung 
der Hindernisse ermöglicht wird, die auf einzelstaat- 
licher Ebene die Anwendung von Absatz 1 Unter- 
absatz 2 verzögern könnten." 


Annexe 

Declarations inscrites au proces-verbal de la session du 
Conseil qui s'est tenue le 21 avril 1970 ä Luxembourg ä 
propos de la decision relative au rcraplaceraent des con- 
tributions financieres des Etats merabres par des ressour- 
ces propres aux Communautes. 

A. ad aiticle 2 premier alinea soiis b) 

« La delegation allemande declare qu'elle entend par 
les termes < andere Zcelle > egaleraent les impositions, 
etablies ou ä etablir, uu sens de l’article 5 paragra- 
phe 1 du regiement (CEE) no 1059/69 du Conseil, du 
28 mai 1969, determinant le regime d'echanges appli- 
cable ä certaines marchandises resultant de la trans- 
formation des produits agricoles, pour autant que les 
droits per^us sur ces marchandises ne sont pas com- 
pris dans l’artide 2 premier alinea sous a) de la pre- 
sente decision. 

La delegation allemande declare en outre que le gou- 
vernement federal soumettra egalement la declaration 
ci-dessus pour accord aux pouvoirs legislatifs alle- 
mands au moment oü la procedure de ratification sera 
engagee. » 

B. ad article 3 paragraphe 4 et ad article 4 paragraphe 6 

« Le Conseil reconnait que le terme < programmes 
complementaires > . a un sens general recouvrant tout 
type de Programme auquel ne participent pas tous les 
Etats membres. » 


C. ad article 4 

1. «Le Conseil estime que l'assiette uniforme doit etre 
determiiiee sur la base d'une application de la taxe 
ä la valeur ajoutee incluant notamment le com- 
merce de detail. 

Le Conseil estime en outre que l'uniformisation de 
l'assiette de la taxe ä la valeur ajoutee, au sens du 
present article, consiste dans Letablissement de 
regles communes de fagon ä ce que les ressources 
propres provenant de la taxe ä la valeur ajoutee 
correspondent aux recettes resultant de l’applica- 
tion du taux prevu au paragraphe 1 ä l'assiette 
reelle du dernier stade du champ d'application, 
c'est-ä-dire au prix — T.V.A. exclue — des ventes 
et prestations applique au consommateur qui n'a 
pas droit ä la deduction de la taxe en amont. » 


2. «Le Conseil, statuant sur la base de l'article 99 du 
traite CEE, arrete lesdites regles ä une date qui 
permette aux Etats membres de disposer d'un delai 
süffisant pour les mettre en oeuvre le janvier 
1974 au plus tard. 

A cet effet, le Conseil invite la Commission ä de- 
poser une proposition dans les plus brefs delais et 
decide de donner la priorite ä l'examen de cette 
proposition. » 

3. « Le Conseil invite la Commission ä lui soumettre 
en temps utile et dans la mesure necessaire des 
propositions appropriees afin de permettre aux Etats 
membres d'eliminer tout obstacle qui pourrait, sur 
le plan national, retarder l'application du paragra- 
phe 1 deuxieme alinea. » 
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Allegato 

Dicbiarazioni iscritte nel processo verbale della ses- 
sione del Consiglio tenutasi a Lussemburgo in data 
21 aprile 1970 circa la decisione relativa alla sostiluzione 
dei contributi finanziari degli Stati membri con risorse 
proprie delle Comunitä. 

A. Articolo 2, primo comma, lettera b) 

« La delegazione tedesca dichiara che intende con i 
termini < andere Zölle > anche le imposte fissate o da 
fissare ai sensi dell'articolo 5, paragrafo 1 del Regola- 
mento (CEE) 1059/69 del Consiglio, del 28 maggio 
1969, die determina il regime di scambi applicabile 
a talune merci risultanti dalla trasformazione di 
prodotti agricoli, sempre che i dazi riscossi su tali 
merci non siano compresi nell'articolo 2, primo comma, 
lettera a) della presente decisione. 

La delegazione tedesca dichiara inoltre che il Governo 
federale presenterä del pari tale dichiarazione ai 
poteri legislativ! tedeschi, per accordo, quando sara 
avviata la procedura di ratifica. » 


B. Articolo 3, paragrafo 4 ed articolo 4, paragrafo 6 

« Il Consiglio riconosce che il termine < programmi 
compiementari > ha un significato generale che com- 
prende ogni tipo di programma al quäle non parte- 
cipino tutti gli Stati membii. » 


C. Articolo 4 

1. « Il Consiglio ritiene che la base imponibile uni- 
forme debba essere delerminata sulla base di un'ap- 
plicazione dell'imposta sul valore aggiunto che 
includa segnatamenle il commercio al minuto. 

Il Consiglio ritiene inoltre che l'uniformazione della 
base imponibile dell’imposta sul valore aggiunto, 
ai sensi del presente articolo, consista nella de- 
finizione di norme comuni in modo che le risorse 
proprie provenienti dall’imposta sul valore aggiunto 
corrispondano alle entrate risultanti daU'applica- 
zione del tasso previsto al paragrafo 1 alla base 
imponibile reale dell'ultima fase del campo di 
applicazione, vale a dire al prezzo — imposta sul 
valore aggiunto esclusa — delle vendite e delle 
prestazioni applicato al consumatore che non ha 
diritto alla deduzione della tassa a monte. » 


2. «Il Consiglio, che delibera ai sensi deU’articolo 99 
del Trattato CEE, adotta le norme suddette ad una 
data che consenta agli Stati membri di disporre di 
un termine sufficiente per porle in applicazione 
entro il 1« gennaio 1974. 

A tale scopo, il Consiglio invita la Commissione a 
presentare quanto prima una proposta e decide di 
dare precedenza all'esame di tale proposta, » 

3. « Il Consiglio invita la Commissione a presentargli 
in tempo e per quanto necessario, proposte ap- 
propriate per permettere agli Stati membri di 
eliminare qualsiasi ostacolo che, sul piano nazio- 
nale, potrebbe ritardare l'applicazione del para- 
grafo 1, secondo comma.» 


Bijlage 

Verklaringen die op de Raadszitting den 21 apiil 1970 
te Luxemburg aangaande het besluit betreffende de ver- 
vanging van de financiele bijdragen van de Lid-Staten 
door eigen middelen van de Gemeenschappen in het 
proces-verbaal zijn opgenomen. 

A. Ad artikel 2, eerste alinea sub b) 

„De Duitse delegatie verklaart dat zij onder , andere 
Zölle' eveneens de reeds ingevoerde of nog in te 
voeren belaslingen verstaat in de zin van artikel 5, 
lid 1, van Verordening (EEG) No. 1059/69 van de Raad, 
van 28 mei 1969, tot vaststelling van de handels- 
regeling die van toepassing is op bepaalde goederen, 
verkregen door verwerking van landbouwprodukten, 
voor zover de op deze goederen geheven rechten niet 
zijn begrepen in artikel 2, eerste alinea sub a), van 
het onderhavige besluit. 

Voorts verklaart de Duitse delegatie dat de Bonds- 
regering deze Verklarung in het kader van de be- 
krachtigingsprocedure mede ter goedkeuring zal voor- 
leggen aan de Duitse wetgevende lichamen." 


B. Ad artikel 3, lid 4, en ad artikel 4, lid 6 

„De Raad erkent dat de uitdrukking ,aanvullende pro- 
gramma's’ een algemene strekking heeft en elk type 
programma dekt waaraan niet alle Lid-Staten deel- 
nemen." 


C. Ad artikel 4 

1. „De Raad is van oordeel dat de uniforme grondslag 
moet worden vastgesteld op basis van een toepassing 
van de belasting op de toegevoegde waarde, welke 
met name de kleinhandel omvat. 

De Raad is voorts van mening dat de eenmaking 
van de grondslag der belasting op de toegevoegde 
waarde in de zin van dit artikel bestaat in de vast- 
stelling van gemeenschappelijke regels en wel in 
dier voege dat de eigen middelen uit de belasting 
op de toegevoegde waarde in overeenstemming 
zijn met de ontvangsten, voortvloeiende uit de 
toepassing van het in lid 1 vastgestelde percentage 
op de werkelijke grondslag in het laatste Stadium 
van het toepassingsbereik, te weten op de ver- 
koppprijs en de prijs voor dienstverrichtingen — 
exclusief B.T.W. — welke de consument die geen 
recht heeft op aftrek van de in een vorig Stadium 
geheven belasting worden berekend. " 

2. „De Raad stelt genoemde regels op basis van arti- 
kel 99 van het E.E.G.-Verdrag vast en wel op een 
zodanig tijdstip dat de Lid-Staten over voldoende 
tijd beschikken om deze regels uiterlijk per 1 Ja- 
nuar! 1974 ten uitvoer te leggen. 

Te dien einde verzoekt de Raad de Commissie, 
op de kortst mogelijke termijn een voorstel in te 
dienen en besluit hij, aan de bestudering van dit 
voorstel prioriteit te zullen verlenen." 

3. „De Raad verzoekt de Commissie, hem te zijner 
tijd en voor zover nodig passende voorstellen te 
doen, ten einde de Lid-Staten in de gelegenheid te 
stellen elke belemmering op te helfen die op 
nationaal vlak de toepassing van lid 1, tweede 
alinea, kan vertragen." 
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4. „Der Rat vertritt die Ansicht, daß das sich aus der 
Anwendung des Absatzes 2 ergebende Verhältnis 
zwischen dem Beitrag zum Haushalt der Gemein- 
schaften, den die Mitgliedstaaten leisten, in denen 
die einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrund- 
lage der Mehrwertsteuer noch nicht gilt, und den 
Mehrwertsteuereinnahraen der anderen Mitglied- 
staaten nicht geändert werden darf, falls wider Er- 
warten die Klausel des Absatzes 1 llnterabsatz 2 
zur Anwendung gelangt. 

Damit der in Artikel 199 Absatz 2 des EWG- Ver- 
trags aufgestellte Grundsatz der Ausgeglichenheit 
des Haushaltsplans eingehalten wird, beschließt der 
Rat auf Vorschlag der Kommission rechtzeitig ge- 
eignete Maßnahmen, insbesondere eine erneute 
Anwendung des Artikels 201 des Vertrags." 

5 . „Der Rat ist der Auffassung, daß das in den Ab- 
sätzen 2 und 3 festgelegte System von Abweichun- 
gen nicht dazu führen darf, daß die Anwendung der 
Vorschriften über die vorgesehene Vereinheitlichung 
der steuerpflichtigen Bemessungsgrundlage durch die 
Mitgliedstaaten verzögert wird." 

6. „Der Rat erkennt an, daß das Problem eines Kassen- 
defizits entweder auf Grund von Artikel 6 Absatz 2 
oder im Rahmen der Haushaltsordnung (Artikel 209 
des EWG-Ve] tragsl gelöst werden müßte." 


D. Zu Artikel 6 

1. „Der Rat kommt überein, bei Genehmigung dei' Voi- 
sdiriften über die Abführung der eigenen Mittel 
durch die Mitgliedstaaten an die Gemeinschaften 
und über die Bedingungen, unter denen die Gemein- 
schaftsausgaben durch die Mitgliedstaaten vorge- 
nommen werden, die erfordei liehen Maßnahmen zur 
Verhinderung von ungerechtfertigten Geldbewegun- 
gen zu treffen. 

Der Rat stellt in diesem Zusammenhang fest, daß 
die Einzelheiten der in Artikel 3 Absatz 1 Unter- 
absatz 5 vorge.sehenen Erstattung nach Maßgabe 
der in Artikel 6 vorgesehenen Durchführungsbe- 
stimmungen festgesetzt werden müssen." 

2. „Der Rat bittet die Kommission, so bald wie mög- 
lich einen Vorschlag für die von ihm zu erlassen- 
den Durchführungsbestimmungen vorzulegen. Der 
Rat wird ihn zeitig genug prüfen, damit diese 
Durchführungsbestimmungen bei fnkrafttreten die- 
ses Beschlusses erlassen werden können." 

3. „Die deutsche Delegation betont, daß die vom Rat 
zu erlassenden Durchführungsbestimmungen die 
Probleme der Abgrenzung der Verwaltungsver- 
antwortung für die Erhebung der eigenen Mittel 
der Gemeinschaften zwischen den Gemeinschaften 
und den einzelnen Mitgliedstaaten lösen müßten." 


E Zu Artikel 7 

1, „Die Mitgliedstaaten sind sich darüber einig, daß 
— falls die für das Inkrafttreten dieses Beschlusses 
erforderlichen V^oraussetzungen erst kurze Zeit vor 
dem 1. Januar 1971 gegeben sind — die Maßnah- 
men getroffen werden, die für einen raschen und 
wirksamen Beginn der Anwendung dieses Be- 
schlusses und der Verordnung über die FinanziGrimg 
der gemeinsamen Agrarpolitik erforderlich sind, 
damit der Haushaltsplan der Gemein.schaftcn schnell 
festges teilt werden kann," 


4. '< Le Conseil considere que le rappoii resultant de 
i’application du paragraphe 2 entre, d’une part, la 
contribution au budget des Communautes des Etats 
iiiembres n'appliquant pas encore l'assiette unifor- 
me de la faxe ä la valeur ajoutee et, d’autre part, 
les receltes provenant de la faxe ä la valeur ajou- 
tee per(pues dans les autres Etats membres, ne doit 
pas etre modifie dans le cas oü, contie toute at- 
tente, la clause du paragraphe 1 deuxieme alinea 
viendrait ä jouer. 

Afin de respecter le principe de l equilibie du bud- 
get prevu a Particle 199 deuxieme alinea du traite 
CEE, le Conseil, sur proposition de la Commission, 
decide a teinps des mesures appropriees, et notam- 
ment d'ime nouvelie application de lariicle 201 
dudit traite. ' 

5. « Le Conseil estime que le Systeme de derogations 
prevu aux paragraphes 2 et 3 ne doit pas avoir 
pour effet de retarder Lapplication par les Etats 
membres des dispositions relatives a l'uniformisa- 
tion de fiassiette prevue c i-dessus, 

6. '< Le Conseil reconnait que le probleme d un deficit 
de tresorerie devrait trouver ime solulion, soit sur 
la base de rarlicle 6 paragraphe 2, soit dans le ca- 
dre du regiement financier (artide 209 du traite 
CEE).» 

D ad article 6 

1. Le Conseil convient de piendre, lors de l’adop- 
tion des dispositions relatives au versement des 
ressources propres par les Etats membres aux Com- 
munautes et aux conditions dans lesquelles les de- 
penses communautaires sont effectuees par les 
Etats membres, les mesures necessaires jiour eviter 
des moLivements de fonds injustifies. 

A ce sujet, le Conseil precise que les modalite.s re- 
latives au remboursement prevu a l article 3 para- 
graphe 1 cinquieme alinea devroiit etre delerminees 
dans les modalites d'application visees au present 
article. » 

2. Le Conseil invito la Commission a presenter des 
que possible une proposition pour les modalites 
d'application qu'il doit arreter. Le Conseil l’exami- 
nera assez tot pour que ces modalites d'application 
soient arretees des l entioe en \ igueur de la pre- 
sente decision. > 

3. La delegalion ciliemandt' insiste sur le lait que les 
modalites dapplication a arreter par le Conseil 
devraient resoudre les problemes de delimitation 
de la responsabilite administrative du recouvrement 
des ressources propres qui incombe, respective- 
ment, aux Communautes et a chac[iie Etat membre. . 


E. ad article 7 

1. Les Etats membre-s sonl d'accord pour prendie, au 
cas oü les conditions necessaires a l'entree en vi- 
gueur de la presente decision ne seraient reunies 
que peu de temps avant le janvier 1971, les 
mesures necessaires ä une mise en application 
rapide et effective de cette decision ainsi que du 
regiement relatif au financement de la politique 
agricole commune de fa(;on ä permettre iine adop- 
tion rapide du bndget des Communautes. -■ 
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4. II Consiglio riliene che il rapporto risullante dalla 
appIica 7 jonc del paragrafo 2 tra il rontributo al 
bilancio delle Comunitä degli Stati membri die non 
applicano ancora la base imponibile uniforme 
deU'iinposta sul valore aggiunto e le eiUiate pro- 
venienti dcill imposta sul valore aggiunto riscosse 
negli allri Slati ireiribri, non debba essere modifi- 
calo qualora, conlro ogrii aspellativa. entlasse in 
applicazione la cUiusola del paragrafo 1, secondo 
comma. 

Per osservdie il principio dell equilibrio del bilancio 
previsto all cirLirolo 199, secondo comma del Trat- 
lalo CEE, il Consiglio, su proposta della Com- 
missione, decide a lempo debito in merito alle 
misure appropriate e in parlirolare in merito ad 
una iiiiova iipplicazione dell arlicolo 201 di deUo 
Trattato. >' 

5. il Consiglio rilitme che il sistema di deroghe 
previsto ai paragrafi 2 e 3 non debba avere 
l ettelto di ritardare l applicazione da parte degli 
Slati membri deJle di.sposizioni relative all unilorma- 
zione della base Imponibile di cui sopra. > 

(i. - 11 Consiglio ricoriosce che il problema di un 
disavanzo di tosoreria dovrebbe essere risolto in 
base all articolo b, paragrafo 2. oppure nell'ambito 
del regnlamento Mnan/iario (articolo 209 del Trat- 
talo C.;EE). 

D. Articolo 6 

1. . 11 Consiglio coriviene cli pjendeie, al niomento 
deH'ddozionr delle disposizioni relative al versa- 
inento delle ri.sorse proprie da parte degli Stati 
membri alle Coniunita e alle rondizioni edle quali 
gli Stati membri effetluano le spese comunitarie, 
le misure necessaric per evilare ingi ustificati inovi- 
menti di loncii. 

A tal riguartio, il Consiglio preci.sa die le iiiodahtä 
relative al rimhorso previsto cdlarticolo 3, para- 
grafo 1. qiiinto coiiuna, dovranno essere determinale 
nolle modaiitä di applicazione di cui al presente 
articolo. .> 

2. 11 Consiglio invila la Coniniissione a presenlare 
appena possibile una proposta per le modaiitä di 
applicazione che esso dovrä adollaie. 11 Consiglio 
e.samineid tale proposta in tempo utile per con- 
sentire che tali modaiitä di applicazione siano 
adottate sin dal l'ent rata in vigore della presente 
decisione. > 

3. La delega/ione tedesca iiisiste sul talto che !e 
modaiitä di applicazione che il Consiglio dovra 
üdottare dovrebbero risolvere i problemi relalivi 
alla delimitazione della responsabilitä amministra- 
tiva inerente all'esazione delle risorse proprie che 
incombe rispettivamente alle Comunitä e a 
ciasc uno Stato membro. ^ 

E. Articolo 7 

1. » Gli Stati mejnbri sono d'accordo nel prendere, 
qualora le condizioni necessaiie per l entrala in 
vigore della presente decisione si verificassero .solo 
poco tempo prima del 1« gennaio 1971, i provvedi- 
menti nccessari per una sollecita ed effettiva en- 
trata in applicazione di detta decisione rionche del 
regolamento relative al finanziamento della po- 
litica agricola tomune, in modo da permettere una 
rapicla adozione del bilancio delle Comunitä. 


4. „De Raad is van oordeel dal de uit de toepassing 
van lid 2 voortvloeiende verhouding tussen ener- 
zijds de bijdrage aan de begroling der Gemeen- 
schappen van de Lid-Staten die de uniforme grond- 
slag van de bclasting op de toegevoegde waarde 
nog niet toepassen en anderzijds de in de overige 
Läcl-Staten geinde ontvangsten uit de belasting op de 
toegevoegde waarde, niet inoet worden gewijzigd, 
inocht, tegen alle verwachlingen in, de clausule van 
lid l, tweede alinea, worden toegepast. 

Ter eerbiediging vnn het in artikel 199, tw^eede 
alinea, van het E.E.G.-Verdrag vervatte beginsel van 
het even wicht der begroling, neemt de Raad op 
voorstel van de Commissie tijdig passende maat- 
regelen en besluit hij met iiame dat artikel 201 
\ an dat V erd rag opnieiiw wordt toegepasL." 

„De Raad ineenl dal de in de leden 2 en 3 vast- 
gestelde alwijkende regelingen er niet toe mögen 
leiden dat de toepassing door de Lid-Staten van 
de bepalingen betreffende de vorenbedoelde een- 
making van de grondslag wordt uitgesteld." 

f). „De Raad erkent dat voor de kwestie van een 
kastekort ofvvel op basis van artikel 6, lid 2, ofwel 
in het kader van het financieel regiement (artikel 
209 van het E.E.G.-Verdrag) een oplossing moet 
worden gevonden." 

D. Ad artikel 6 

1. „De Raad komt overeen om btj de <ian\ ciarding van 
de bepalingen bei reffende de storling van de eigen 
middelen door de Lid-Staten aan de Gemeenschap- 
pen en betreffende de v^oorwaarden waaronder de 
Lid-Staten de communautaire uitgaven verrichten, 
de nodige maatregelen le nemen ter vooikoining 
van ongewettigde geldbewegingen. 

ln dil verband bepaalt de Raad dal de voorschrllten 
voor de in artikel 3, lid 1 vijfde alinea, bedoelde 
teriigbetaling mocten worden vastgelegd in de toe- 
passingsvoorscbi iftc'n, bedoeld in het ondeihavige 
artikel,'’ 

2. „De Raad ver/oekt de C2)mmissie, zo -poedig 
niogelijk een voorstel le doen voor de toepassings- 
voorschriften die Ihj moet vaslstellen. De Raad zal 
dit voorstel tijdig bestuderen, zodat deze toe- 
passingsvoorschriften knnnen worden vastgesteld 
zodra het otuiei liavige besluit in werking treedt.' 

3. „De DuiLse delegatie legi er de nadruk op dat de 
door de Raad vast le stellen toepassingsvoorschrii- 
len een oplos.sing moeten bieden voor de Problemen 
van de afbakening der administratieve veranlwoor- 
dclijkheid voor de inning dev eigen middelen tussen 
de Gemoenschappen en de Lid-Stalen." 


E. Ad artikel 7 

1. „De Lid-Stalen stenimoi eiiiu:iie in om. ingexal de 
vereisten voor de inweikingtrecling van het onder- 
havige besluit ecrst geringe tijd vöör I januari 197) 
zijn vervuld, de maatregelen le nemen die nodig 
zijn voor een spoedieje en daadwerkcUjke tenuit- 
voerlegging van dil besluit en van de verordening 
betreffende de financiering van het geineenschappe- 
lijk landbouwbelcid, ten einde een snolle goed- 
keuring van de begroling der Gemeensciiappon 
mogelijk te inaken." 
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2. „Die Mitgliedstaaten und die Kommission sind sich 
darüber einig, daß — falls dieser Beschluß am 1. Ja- 
nuar 1971 noch nicht in Kraft getreten ist — die 
erforderlichen Maßnahmen bei Inkrafttreten dieses 
Beschlusses in Form eines Berichtigungshaushalts- 
plans zum ursprünglichen Haushaltsplan getroffen 
werden." 

3. „Der Rat ist der Auffassung, daß — falls dieser Be- 
schluß am 1. Januar 1971 noch nicht in Kraft getre- 
ten ist — eigene Mittel an die Gemeinschaften erst 
ab Inkrafttreten dieses Beschlusses zugewiesen 
werden." 

F. „Der Rat ist sich dessen bewußt, daß die Annahme 
dieses Beschlusses und des Vertrags zur Änderung 
bestimmter Haushaltsvorschriften der Verträge zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaften und des 
Vertrages zur Einsetzung einer gemeinsamen Rates 
und einer gemeinsamen Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften eine Harmonisierung der Artikel 199 
bis 209 des EWG-Vertrags und der Artikel 171 bis 
183 des EAG-Vertrags mit diesem Beschluß und dem 
genannten Vertrag zur Änderung bestimmter Haus- 
haltsvorschriften erfordert. Er bittet die Kommission, 
diese Frage zu prüfen und ihm so rasch wie möglich 
geeignete Entwürfe zur Änderung dieser Verträge 
zu unterbreiten." 


2. «Les Etats membres et la Commission sont d'ac- 
cord, au cas oü la presente decision ne serait pas 
encore entree en vigueur le l^r janvier 1971, que 
les mesures necessaires soienl prises, sous la forme 
de l’adoption, lors de l'entiee en vigueur, d un bud- 
get rectificatif. >> 

3. «Le Conseil considere c{u'au cas oü la presente de- 
cision ne serait pas encore entree en vigueur le 
1er janvier 1971, Fattribution aux Coinmunautes des 
ressources propres n'interviendrait qu'ä partir de 
son entree en vigueur. » 

F. «Le Conseil est conscient que l'adoption de la pre- 
sente decision et du traite portant modification de cer- 
taines dispositions budgetaires des traites instituant 
les Communautes europeennes et du traite instituant 
un Conseil unique et une Commission unique des 
Communautes europeennes impose une harmonisation 
des articles 199 ä 209 du traite CEE et des arlicles 171 
ä 183 du traite CEEÄ avec cette decision et ledit 
traite portant modification de certaines dispositions 
budgetaires. 11 demande ä la Commission d'examiner 
ce Probleme et de lui soumettre dans les plus brefs 
delais des projets appiopries tendant ä la revision de 
ces traites. » 
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2. « Gli Stati membri e la Commissione sono d'accordo, 
qualora la presente decisione non fosse ancora 
entrata in vigore al 1° gennaio 1971, che i provve- 
dimenti necessari siano presi sotto forma di 
adozione, all'entrata in vigore di detta decisione, 
di nn bilancio rettificativo. » 

3. / 11 Consiglio considera che, qualora la presente 
decisione non fosse ancora entrata in vigore ,al 
10 gennaio 1971, l'attribuzione delle risorse proprie 
alle Comunitä avverrebbe soltanto a decorrere 
dall'entrata in vigore di tale decisione.» 

F. ;■ II Consiglio e consapevole che l'adozione della 
presente decisione e del Trattato che modifica talune 
disposizioni in materia di bilancio dei Trattati che 
istituiscono le Comunitä Europee e del Trattato che 
istituisce un Consiglio unico ed una Commissione 
unica delle Comunitä Europee richieda la armonizza- 
zione degli articoli da 199 a 209 del Trattato CEE 
e degli articoli da 171 a 183 del Trattato CEEA con 
detta decisione e detto Trattato che modifica talune 
disposizioni in materia di bilancio. Esso invita la 
Commissione ad esaminare il problema e a sotto- 
porgli, nel piu breve termine, progetti appropriati, 
intesi a modificare detti Trattati. » 


2. „De Lid-Staten en de Commissie stemmen ermede 
in dat, ingeval het onderhavige besluit op 1 ja- 
nuari 1971 nog niet in werking is getreden, de 
nodige maatregelen worden genomen waarbij een 
gewijzigde begroting wordt vastgesteld op het ogen- 
blik waarop de inwerkingtreding plaatsvindt." 

3. „De Raad is van mening dat, ingeval het onder- 
havige besluit op 1 januari 1971 nog niet in werking 
is getreden, de toekenning van de eigen middelen 
aan de Gemeenschappen eerst vanaf de inwerking- 
treding van dit besluit plaatsvindt." 

F. „De Raad is er zieh van bewust dat de aanvaarding 
van het onderhavige besluit en van het Verdrag 
houdende wijziging van een aantal budgettaire be- 
palingen van de Verdragen tot oprichting van de 
Europese Gemeenschappen en van het Verdrag tot 
instelling van een Raad en een Commissie welke de 
Europese Gemeenschappen gerneen hebben, een har- 
monisatie vergt van de artikelen 199 tot en met 209 
van het E.E.G. -Verdrag en de artikelen 171 tot en 
met 183 van het E.G.A.-Verdrag met dit besluit en 
het bovengenoemde Verdrag tot wijziging van een 
aantal budgettaire bepalingen. Hij verzoekt de Com- 
missie, deze kwestie te onderzoeken en hem op de 
kortst mogelijke termijn passende ontwerpen tot 
herziening van deze Verdragen voor te leggen." 


23 



Drucksache VI/880 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Denkschrift zum Beschluß 


Teil I 

Vorgeschichte 

1, Die Römischen Verträge und der Grundsalzbeschluß 
vom 4. April 1962 

Der Vertrag zur Gründung einer Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vom 25. März 1957 und 
der Vertrag zur Gründung einer Europäischen 
Atomgemeinschaft vom gleichen Tag sehen die 
Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaa- 
ten durch eigene Einnahmen der Gemeinschaften 
vor. 

Nach Artikel 201 EWG- Vertrag prüft die Kom- 
mission, unter welchen Bedingungen die Finanz- 
beiträge der Mitgliedstaaten durch eigene Mittel, 
insbesondere durch Einnahmen aus dem Gemein- 
samen Zolltarif nach dessen endgültiger Einfüh- 
rung, ersetzt werden können. 

Sie unterbreitet dem Rat diesbezügliche Vor- 
schläge. Der Rat kann einstimmig entsprechende 
Bestimmungen festlegen und sie den Mitglied- 
staaten zur Annahme gemäß ihren verfassungs- 
rechtlichen Vorschriften empfehlen. 

Nach Artikel 173 des Euratom-Vertrages können 
die Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten ganz oder 
teilweise durch das Aufkommen an Umlagen er- 
setzt werden, welche die Gemeinschaft in den 
Mitgliedstaaten erhebt. 

Die Frage der Übertragung eigener Einnahmen 
wurde erstmals im Zusammenhang mit den Be- 
schlüssen zur gemeinsamen Agrarpolitik im Jahre 
1962 aufgegriffen. Die Verordnung Nr. 25 (Amts- 
blatt Nr. 30 vom 20. April 1962, S. 991/62) über 
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
vom 4. April 1962 enthält in Artikel 2 Abs. 1 für 
die Endphase des gemeinsamen Marktes folgen- 
den Grundsatzbeschluß; 

„Die Einnahmen aus den Abschöpfungen auf 
die Einfuhren aus dritten Ländern fließen der 
Gemeinschaft zu und werden für gemeinschaft- 
liche Ausgaben verwandt, so daß die Haus- 
haltsmittel der Gemeinschaft gleichzeitig diese 
Einnahmen sowie alle sonstigen Einnahmen 
umfassen. Der Rat leitet zu gegebener Zeit das 
Verfahren nach Artikel 201 EWG-Vertrag zur 
Durchführung obiger Bestimmungen ein." 

Mit diesem Beschluß verpflichteten sich erstmals 
die sechs Mitgliedstaaten politisch, in der End- 
phase des Gemeinsamen Marktes Finanzbeiträge 
der Mitgliedstaaten durch eigene Einnahmen der 
Gemeinschaften za ersetzen. 

2, Die Kommissionsvorschläge vom 16. Juli 1969 

Im Hinblick auf die am 1. Januar 1970 begin- 
nende Endphase des Gemeinsamen Marktes hat 
die Europäische Kommission auf Grund von Ar- 
tikel 201 EWG-/Artikel 173 Euratom-Vertrag und 
in Ausführung des in Artikel 2 Abs. 1 der Ver- 
ordnung Nr. 25 enthaltenen Grundsatzbeschlusses 


am 16. Juli 1969 die Ersetzung der Finanzbeiträge 
durch eigene Einnahmen ab 1. Januar 1971 wie 
folgt vorgeschlagen: 

Ab 1. Januar 1971 volle Übertragung der Ab- 
schöpfungen. 

GAb 1. Januar 1971 Übertragung von - .s der Zoll- 
einnahmen, 

ab 1. Januar 1972 J der Zolleinnahmen, 

ab 1. Januar 1973 volle Übertragung auch der 

Zolleinnahmen. 

Restfinanzierung von 1971 bis 1973 durch Finanz- 
beiträge der Mitgliedstaaten (Deutscher Anteil 
für Agrarfonds: 3 1,2 An), 

Ab 1. Januar 1974 Finanzierung auch des Restes 
durch weitere eigene Einnahmen. 

Mit einem Änderungsvorschlag vom 11. Dezem- 
ber 1969 präzisierte die Kommission diese eige- 
nen Einnahmen als Einnahmen, die höchstens 
dem Satz von 1 Punkt auf der für die Gemein- 
schaft einheitlichen Bemessungsgrundlage der 
Mehrwertsteuer entsprechen. 

Diese Vorschläge sahen für Deutschland für die 
Jahre 1970 bis 1974 eine jährliche Durchschnitts- 
belastiing von etwa 34,07 *^/(i vor, 

3 , Verlauf der Verhandlungen 

a) Vor der Gipfelkonferenz 

In den Verhandlungen über diese Vorschläge 
nahmen die meisten Mitgliedstaaten nur zur 
Übergangsregelung (1971 — 1973) Stellung. All- 
gemein wurde das Bestreben der Niederlande, 
Italiens und Belgiens erkennbar, in Zukunft 
als Belastungsmaßstab den Bruttosozialpro- 
dukt-Anteil der einzelnen Mitgliedstaaten 
festzulegen. Da dies für die kommenden Jahre 
für Deutschland eine zwischen 36 und 38 
liegende Belastung zur Folge gehabt hätte, 
wandte sich Deutschland gegen diese Vorstel- 
lungen. 

b) Die G i p t e 1 k o n [ e r c n z 

Auf der Gipfelkonferenz am 1. 2. Dezember 
1969 in Den Haag vereinbarten die Re- 
gierungschefs „unter Berücksichtigung aller 
gegebener Interessen die Beiträge der Mit- 
gliedstaaten ini Verfahren des Artikels 201 des 
EWG-Vertrages schrittweise durch eigene Ein- 
nahmen zu ersetzen mit dem Ziel, fristgerecht 
zu einer vollständigen Finanzierung der Haus- 
halte zu gelangen". 

c ) Nach d e r G i p f e 1 k o n f e r e n z — D i (? Ver- 
handlungen in Brüssel 

Ausgangslage 

Nach der Gipfelkonferenz ergaben sich für die 
Verhandlungen im Rat folgende Gesichts- 
punkte: 

— Der Rat war gehalten, die Volltinaiizierung 
vor Jahresschluß festznlegen. 
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— Die anderen Mitgliedstaaten drängten auf 
eine Lastenaufteilung nach dem Brutto- 
sozialprodukt. 

— Von allen Milgliedstaaten wurde ge- 
wünscht, spätestens bis zum Inkrafttreten 
der neuen Einnahmenregelung auch die 
Ausgaben durch eine Beherrschung der 
Agrarmärkte in den Griff zu bekommen. 

— Italien machte seine Zustimmung zur Ein- 
nahmenregelung von der Verabschiedung 
der Marktordnungen für Ta1)ak und Wein 
abhängig. 

— Deutschland hielt eine Plalondierung der 
Strukturausgaben aut dei bisherigen Hohe 
für unerläßlich. Diese deutsche Forderung 
konnte durchgesetzt werden (Plafond 285 
Mio RE). 

— Die meisten Mitgliedstaaten wünschten 
gleichzeitig mit der Übertragung der eige- 
nen Einnahmen eine Verstärkung der 
Haushaltsbefugnisse des Europäischen Par- 
laments. 

Deutscher Vorschlag 

Bei dieser Verhandlungslage eiU wickelte die 
deutsche Delegation ein Finanzierungssystem, 
das einerseits in gewissem Umfang dem 
Anliegen der anderen Mitgliedstaaten nach 
Verwendung des Bruttosozialprodukts als 
Belastungsmaßstab Rechnung tragen, zum an- 
deren aber nicht zu weit von der bisher 
bestehenden Lastenaufteilung entfernt sein 
und damit zugleich auch für Deutschland finan- 
ziell tragbar sein sollte. 

Tn diesem Sinne schlug die deutsche Delega- 
tion vor, die Endbelastungen der Mitglied- 
staaten nach der anteiligen Mitte zwischen dem 
Vertragsschlüssel gemäß Artikel 200 Abs. 1 
EWG-Vertrag und dem Anteil nach dem 
Bruttosozialprodukt auszurichlen. Dieses Sy- 
stem sollte bis 1978 Anwendung finden. Dann 
sollte der Rat Beschluß fassen, ob im Hinblick 
auf die inzwischen eingetretene politische und 
institutionelle Weiterentwicklung der Euro- 
päischen Gemeinschaften für die Zukunft auf 
ein derartiges Korrektiv für die finanziellen 
Lasten der einzelnen Milgliedstaaten verzich- 
tet werden könnte. 

Der deutsche Vorschlag wurde zwurr von den 
Niederlanden, Luxemburg und Belgien grund- 
sätzlich positiv bewertet. Italien verhielt sich 
abwartend. Die französische Delegation lehnte 
ihn jedoch nachdrücklich ab, weil das deut- 
scherseits vorgeschlagene Höchstbegrenzungs- 
systein die gemeinsame Finanzverpflichtung 
der Mitgliedstaaten in Frage stellen würde, 

4. Ergebnis 

In der Endphase der Verhandlungen während der 
Ratstagung vom 19. bis 22. Dezember 1969 machte 
die Kommission am 21. Dezember 1969 folgenden 
Kompromißvorschlag, der weitgehend Grundlage 
des endgültigen Kompromisses zwischen den Mit- 
gliedstaaten gew^orden ist; 


Sonderregelung für das Jahr 1970: besonderer 
Schlüssel für die gesamten Ausgaben des EAGFL: 

Belgien 8,1 — Deutschland 31,5 — Frankreich 28,9 
— Italien 21,1 — Luxemburg 0,2 — Niederlande 
10,2 

Da Frankreich nicht bereit war, mehr als 28 ‘Po 
(tatsächliche Belastung 1969 etwa 24 zu über- 
nehmen, wurden nach zähen Verhandlungen die 
fehlenden 0,9 auf die anderen Mitgliedstaaten 
verteilt mit folgendem Ergebnis: 

Belgien 8,25 — Deutschland 31,7 — Frankreich 
28,0 — Italien 21,5 — Luxemburg 0,2 — ■ Nieder- 
lande 10,35 k/(,. 

Zwischenphase (1971 — 1974): Volle Übertragung 
der Abschöpfungen, stufenweise der Zölle 1971: 
50 ‘Vü, 1972; 62,5%, 1973: 75 %, 1974: 87,5% der 
Gesamtbeträge beider Abgaben als eigene Ein- 
nahmen, Rest nach Mitte gewogener Vertrags- 
schlüssel und BSP: 

Belgien: 6,8 — Deutschland 32,9 — Frankreich 
32,6 — Italien 20 — Luxemburg 0,2 — Nieder- 
lande 7,3 0 . 

Anpassungsklausel: jährliche Schwankungen nicht 
mehr als l o als im Vorjahr. Für 1971 dienen 
Anteile 1970 als Referenz. 

Die Anpassungsklausel wurde im Rat dahin ab- 
geändert, daß die Schwankungen nicht mehr als 
1 nach oben und 1,5 'Vo nach unten betragen 
dürften. Was Deutschland angeht, wurde die 
Referenz, tür den Agrar fonds für das Jahr 1970 
auf 31,5 o festgesetzt. 

Werden die Ratifizierungen ini Jahre 1970 nicht 
abgeschlossen, so wird die tür 1970 vorgesehene 
Regelung bis zum Abschluß der Ratifizierungen 
fortgesetzt (deutscher Anteil: 31,55 ^/o). 

Normalphase (ab 1975): Ab 1. Januar 1975 Voll- 
tinanzierung: Abschöpfungen und Zuckerabgaben, 
Zölle sowie Einnahmen, die höchstens 1 ‘t o der für 
die Gemeinschaft einheitlichen Bemessungsgrund- 
lage der Mehrwertsteuer entsprechen. Sollte ein 
Mitgliedstaat bis zum 1. Januar 1975 die Mehr- 
wTuJsteuer nicht eingeführt haben, so hat dieser 
einen Beitrag zu leisten, der sich nach seinem 
Bruttosozialprodukt richtet. 

Etwaige Überschüsse sind auf das folgende Haus- 
haltsjahr zu übertragen. Schließlich erhalten die 
Mitgliedstaaten ab 1971 10%) der von ihnen er- 
hobenen und gezahlten Abschöpfungen und Zölle 
erstattet. 

Teil II 

Eiläuteriing des Beschlusses 
1. Grundsätze 

Der Übergang vom bisherigen System der Finanz- 
beiträge der Mitgliedstaaten zum System der 
vollen Eigenfinanzierung der Europäischen Ge- 
meinschaften ist — • wie zuvor dargestellt — in 
zwei Stufen vorgesehen. 

Außerdem sind für die Jahre 1971 — 1977 An- 
passiingsklauseln in Form von Höchststeigerungs- 
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raten bzw. Höchstfallraten der auf die Mitglied- 
staaten entfallenden Finanzanteile vorgesehen. 
Beides — der stufenweise Übergang wie auch die 
Anpassungsklauseln — soll einen reibungslosen 
Übergang von einem Finanzierungssystem zum 
anderen erleichtern. 

Die erste Stufe beginnt 1971 und endet 1974. In 
diesem Zeitraum werden die Abschöpfungen und 
Zölle schrittweise (1971: 50 Vo, 1972: 62,5 Vo, 1973: 
75 ”/() und 1974: 87,5 %) auf die Europäischen Ge- 
meinschaften übertragen. Auch diese schrittweise 
Übertragung soll der erleichterten Anpassung der 
einzelnen Mitgliedstaaten an das künftige Finan- 
zierungssystem dienen. Aus dem gleichen Grunde 
ist für die Restfinanzierung ein Mischschlüssel 
vorgesehen, dem die Mitte der gewogenen bis- 
herigen Vertragsschlüssel und dem Bruttosozial- 
produkt zugrunde liegt. Für die Bundesrepublik 
führt dies zu einem Anteilschlüssel von 32,9 ^/o 
für die Finanzierung des Ausgabenbedarfs, der 
noch nicht durch die Teilübertragungen an Zöllen 
und Abschöpfungen gedeckt ist. 

Mit dem Beginn der zweiten Stufe 1975 ist eine 
ausschließliche Finanzierung der Europäischen 
Gemeinschaften durch eigene Einnahmen vorge- 
sehen. Der von den Zöllen und Abschöpfungen 
nicht gedeckte Teil des Finanzbedarfs soll von 
diesem Zeitpunkt durch weitere eigene Einnah- 
men gedeckt werden, die 1 % des Betrages der 
Mehrwertsteuerbemessungsgrundlage erreichen 
können. 

Diese Höchstgrenze bedeutet zugleich eine — 
dynamische — Begrenzung der Einnahmen für die 
Europäischen Gemeinschaften überhaupt. Nach 
den bisherigen Vorausschätzungen genügen für 
1975 etwa 0,6% des Betrages der Mehrwert- 
steuerbemessungsgrundlage für den Finanzbedarf 
(neben den Einnahmen an Zöllen und Abschöp- 
fungen). Den Europäischen Gemeinschaften steht 
für die folgenden Jahre genügender Spielraum in 
Form einer eventuellen vollen Ausschöpfung von 
1 % des Betrages der Mehrwertsteuerbemessungs- 
grundlage und durch die etwa 6 %ige jährliche 
Wachstumsrate der Mehrwertsteuerbemessungs- 
grundlage zur Verfügung. 

Im Rahmen dieser dynamischen Begrenzung er- 
halten die Europäischen Gemeinschaften eine 
autonome Finanzverfassung. Sollten die Aus- 
gaben eines Tages den so gesetzten Einnahme- 
rahmen überschreiten und zusätzliche eigene Ein- 
nahmen notwendig werden, dann ist hierfür 
gemäß Artikel 201 EWG-Vertrag/Artikel 173 
Euratom-Vertrag eine erneute Einschaltung der 
gesetzgebenden Körperschaften der Mitglied- 
staaten und deren Zustimmung erforderlich. Die 
vorgesehene dynamische Begrenzung der eigenen 
Einnahmen wird daher die Europäischen Gemein- 
schaften veranlassen, solange wie möglich im 
gegebenen Einnahme- und Ausgabenrahmen zu 
operieren und notfalls Ausgabentatbestände dem 
Einnahmerahmen anzupassen. 

Der Rat hat die Kommission gebeten, so bald wie 
möglich einen Vorschlag für eine Richtlinie vor- 
zulegen, damit die einheitlichen Regeln für eine 


einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrund- 
lage für die Mehrwertsteuer spätestens am 1. Ja- 
nuar 1974 Anwendung finden. Sollten jedoch un- 
vorhergesehenerweise am 1. Januar 1975 nicht 
mindestens 3 Mitgliedstaaten die einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage für die 
Mehrwertsteuer anwenden, dann soll bis zum 
Zeitpunkt der Einführung in 3 Mitgliedstaaten 
der Restbedarf nach den Anteilen am Bruttosozial- 
produkt der Gemeinschaften finanziert werden. 

II, Die einzelnen Bestimmungen 
Artikel 2 

Artikel 2 enthält die Definitionen der eigenen Ein- 
nahmen. Diese Definitionen sind auf deutschen 
Wunsch sehr präzisiert, um keine Blankoschecks 
für neue eigene Einnahmen zu beinhalten. 

Zur Vermeidung ungenauer Definitionen hat die 
deutsche Delegation erklärt, daß unter anderem 
„Zölle im Sinne des Artikels 2 Abs. 1 Buchstabe b 
des Beschlusses des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften" auch eingeführte oder noch einzu- 
führende Abgaben im Sinne von Artikel 5 Abs. 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 des Rates 
zum 28. Mai 1969 zur Festlegung der Handels- 
regelung für bestimmte, aus landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen hergestellte Waren zu verstehen 
sind, sofern Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe a dieses 
Beschlusses die auf solche Waren erhobenen Ab- 
gaben nicht umfaßt. 

Praktisch handelt es sich bei diesen Abgaben um 
Teilzölle auf weiterverarbeitete Agrarerzeug- 
nisse. 

Der im Schlußabsatz des Artikel 2 enthaltene Hin- 
weis auf die Einführung weiterer eigener Ein- 
nahmen hat deklaratorischen Charakter, weil er 
lediglich den Vertragszustand wiedergibt. 

Artikel 3 

Dieser Artikel enthält die Finanzierungsregein 
für die erste Stufe der Übertragung eigener Ein- 
nahmen in den Jahren 1971 bis 1974. 

Neben Bestimmungen über den schrittweisen 
Übergang von Abschöpfungen und Zöllen auf die 
Gemeinschaften und die Finanzierung des Rest- 
bedarfs bedurfte es genauer Festlegung der Be- 
zugsgrößen für die Anpassungsklausel, nach der 
die jährliche Schwankung des Anteils jedes Mit- 
gliedstaates gegenüber dem Vorjahr 1 % nach 
oben und 1,5% nach unten nicht überschreiten 
darf. 

Sollte die Anwendung dieser Anpassungsklausel 
zu einem Fehlbetrag führen, wird dieser Fehl- 
betrag von den anderen Mitgliedstaaten nach 
dem Schlüssel des Absatzes 2 finanziert werden. 

Artikel 3 Abs. 4 sowie Artikel 4 Abs. 6 sichern 
die Möglichkeit, daß abweichend von den allge- 
meinen gemeinschaftlichen Finanzregeln dieses 
Beschlusses Ergänzungsprogramme der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft auch durch Finanz- 
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beitrage einer Gruppe von Mitgliedstaaten nach 
einem besonderen Aufbringungsschlüssel finan- 
ziert werden können. 

Artikel 4 

Nach diesem Artikel wird der Haushalt der Ge- 
meinschaften ab 1. Januar 1975 grundsätzlich 
(Ausnahme gilt nur für Ergänzungsprogramme 
der Europäischen Atomgemeinschaft) vollständig 
aus eigenen Mitteln der Gemeinschaft finanziert. 

Die eigenen Mittel umfassen von diesem Zeit- 
punkt ab auch Mehrwertsteuereinnahmen, die an 
die Stelle der Restfinanzierung durch Finanzbei- 
träge der Mitgliedstaaten während der Jahre 
1971 bis 1974 treten. Die Mehrwertsteuereinnah- 
men dürfen 1 ®/o der einheitlichen Bemessungs- 
grundlage nicht überschreiten. In diesem Rahmen 
wird jährlich der für die Bedarfsdeckung notwen- 
dige Satz im Haushaltsverfahren festgesetzt. Er 
bleibt bis zum Inkrafttreten eines neuen Satzes 
anwendbar. 

Für den Fall, daß am 1. Januar 1975 noch nicht 
alle Mitgliedstaaten die — vom Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften in einer Richtlinie zur 
Harmonisierung der Umsatzsteuer noch festzu- 
legende — einheitliche Bemessungsgrundlage für 
die Mehrwertsteuer anwenden, sind in den Ab- 
sätzen 2 und 3 übergangsregeln vorgesehen. 
Danach findet die Grundregel des Absatzes 1 An- 
wendung, sobald mindestens 3 Mitgliedstaaten 
die einheitliche Bemessungsgrundlage für die 
Mehrwertsteuer eingeführt haben. Die Anteile 
der übrigen Mitgliedstaaten berechnen sich nach 
deren Bruttosozialproduktanteilen. Haben bis 
zum 1. Januar 1975 weniger als 3 Mitgliedstaaten 
die einheitliche Bemessungsgrundlage für die 
Mehrwertsteuer eingeführt, richten sich die finan- 
ziellen Lasten für alle Mitgliedstaaten nach dem 
jeweiligen Bruttosozialproduktanteil. 

Für die Jahre 1975 bis 1977 sind Anpassungs- 
klauseln vorgesehen, nach denen die Schwan- 
kungen der Anteile der Mitgliedstaaten im Ver- 
gleich zum Vorjahr 2 Vo nicht überschreiten 
dürfen. Eventuelle Finanzierungslücken sind von 
den anderen Mitgliedstaaten im Rahmen eines 
Finanzausgleichs zu decken. Die Anteile richten 


sich dabei danach, ob das Finanzierungssystem 
des Absatzes 1 oder eine der beiden übergangs- 
regeln (Absatz 2 oder Absatz 3) Anwendung 
findet. 

Artikel 5 

Dieser Artikel bestimmt die Nichtzweckbindung 
aller Einnahmen. Diese Regelung entspricht den 
nationalen Haushaltsgrundsätzen, 

Artikel 6 

Dieser Artikel regelt das Einzugsverfahren und 
die Rechnungsprüfung. 

Außerdem enthält er in Absatz 2 ein Mandat an 
den Rat, die für die Anwendung des Beschlusses 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
21. April 1970 notwendigen Durchführungsvor- 
schriften ohne erneute Einschaltung der gesetz- 
gebenden Körperschaften der Mitgliedstaaten zu 
erlassen. 

Artikel 7 

Das Inkrafttreten des Beschlusses hängt nicht nur 
von der Ratifizierung dieses Beschlusses durch 
alle Mitgliedstaaten ab, sondern auch davon, daß 
gleichzeitig der Vertrag zur Änderung bestimm- 
ter Haushaltsvorschriften der Verträge zur Grün- 
dung der Europäischen Gemeinschaften und des 
Vertrags zur Einsetzung eines gemeinsamen 
Rates und einer gemeinsamen Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vom 22. April 1970 
von allen Mitgliedstaaten ratifiziert wird. Diese 
Regelung ist deswegen getroffen worden, weil 
die meisten Mitgliedstaaten, darunter die Bun- 
desrepublik Deutschland, im Hinblick auf die 
durch die Übertragung eigener Einnahmen zu- 
nehmende Finanzverantwortung der Europäischen 
Gemeinschaften eine gleichzeitige Verstärkung 
der Haushaltsbefugnisse des Europäischen Parla- 
ments für unerläßlich angesehen haben. 

Auch die endgültige Regelung der Agrarfinanzie- 
rung (Ausgabenseite) wird erst zu dem Zeitpunkt 
in Kraft treten, in dem dieser Beschluß wirksam 
wird. 
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